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initiiert. Sie sollen die Territoriale Agenda 2030 in 
die Praxis bringen und neue Aktivitäten inspirie-
ren. Zwei Aspekte sind dabei besonders wichtig: 

1. Die Zusammenarbeit mit regionalen und loka-
len Partnern. Denn die Menschen vor Ort wis-
sen am besten, was sie brauchen. 

2. Die räumlich-integrierte Perspektive: Es ist es-
senziell, Orte und Fachpolitiken nicht isoliert 
zu betrachten. „Niemand ist eine Insel“ trifft 
auch auf sie zu. Eine räumliche und sektorü-
bergreifende Sichtweise ist komplex, führt aber 
letztlich zu besseren Ergebnissen.  

Die Handlungsansätze und die lessons learned, 
die in diesem Ergebnisbericht vorgestellt werden, 
sind aus meiner Sicht eine große Schatzkiste. Ich 
freue mich, wenn Sie sich großzügig daraus be-
dienen. 

Ich wünsche Ihnen eine aufschlussreiche Lektüre 
und viele Inspirationen, welche Beiträge für ein 
gutes Leben durch proaktive ländliche Regionen 
geleistet werden.

Ihre

Liebe Leserinnen und Leser,

als die Pilotaktion im Jahr 2020 geplant wurde, 
lag der Fokus auf strukturschwachen Regionen. 
Das entsprach dem Schwerpunkt der Territori-
alen Agenda 2030 für ein gerechtes Europa und 
unserer nationalen Politik für gleichwertige Le-
bensverhältnisse. 

Bei den Workshops mit den Partnerregionen 
wurde dann immer klarer, dass der Stempel einer 
benachteiligten Region auch zu einer Negativspi-
rale führen kann. Wenn Menschen die Region als 
unattraktiv empfinden, ziehen sie dort weg, an-
dere ziehen erst gar nicht dorthin. 

Globale Trends, wirtschaftliche Entwicklungen 
und der demografische Wandel stellen ländliche 
Regionen in der Tat immer wieder vor Heraus-
forderungen. 

Ländliche Räume haben aber auch große Poten-
ziale, sich flexibel an veränderte Gegebenheiten 
anzupassen. Der Schlüssel liegt in der Resilienz. 
Diese Potenziale zu aktivieren, gelingt umso bes-
ser, wenn damit auch ein positiver Wandel des 
Selbstverständnisses und des Narrativs von „be-
nachteiligten“ hin zu „proaktiven“ Regionen ver-
bunden ist. 

Für strukturschwache Regionen kristallisieren 
sich zwei Erfolgsfaktoren als besonders vielver-
sprechend heraus: Eine langfristige interkommu-
nale Kooperation und die Bündelung von Kom-
petenzen. Sie helfen, die begrenzten Ressourcen 
optimal zu nutzen.

Neben der Pilotaktion „A future for lagging 
regions“ wurden noch weitere Pilotaktionen 

Klara Geywitz  
Bundesministerin für Wohnen,  
Stadtentwicklung und Bauwesen
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Die Territoriale Agenda 2030 wurde am 1. Dezember 2020 unter 
deutscher EU-Ratspräsidentschaft als zentrales Leitdokument 
der europäischen Raumentwicklung verabschiedet. Um ihre Ziele 
umzusetzen und einen Praxisbezug herzustellen, wurden thema-
tische Pilotaktionen ins Leben gerufen. 

Unter der Leitung des Bundesministeriums 
für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwe-
sen (BMWSB) und des Bundesinstituts für Bau-, 
Stadt- und Raumforschung (BBSR) wurde die Pi-
lotaktion „A future for lagging regions“ umge-
setzt, die sich mit Lösungsansätzen zur Sicherung 
der Daseinsvorsorge in ländlichen Regionen be-
fasste. Die Partnerregionen bearbeiteten unter 
anderem die Teilbereiche Digitalisierung, Mobili-
tät, Gesundheit und Nahversorgung. 

Aufgrund kleinteiliger Gemeindestrukturen und 
der zunehmenden Komplexität von Aufgaben 
der Daseinsvorsorge kommen vor allem kleine-
re Gemeinden schnell an den Rand ihrer Leis-

tungsfähigkeit. Ländliche Regionen, die aufgrund 
ihrer Lage oder sozioökonomischer und demo-
grafischer Transformationsprozesse strukturelle 
Defizite entwickelt haben, werden oft als „struk-
turschwach“ oder „benachteiligt“ bezeichnet. In 
manchen Fällen werden hiermit implizit ein ein-
geschränkter Handlungsspielraum und ein passi-
ves Hinnehmen einer Abwärtsspirale suggeriert. 
Dieses Narrativ wird durch viele lokale Prozesse 
und Initiativen widerlegt und zeigt sich daher als 
unzutreffend und überholt. Ländliche Regionen 
der Pilotaktion und darüber hinaus agieren als 
proaktive Regionen, die über Expertise, Koopera-
tion und Engagement trotz eingeschränkter Res-
sourcen Vieles voranbringen. 

Kurzfassung

Lösungsansätze zur Sicherung der
Daseinsvorsorge in ländlichen Regionen

Pilotaktion
„A future for lagging regions“
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sowie Partner aus Wirtschaft und der lokalen 
Bevölkerung aktiv miteinander ins Gespräch zu 
bringen. 

Um kooperative Prozesse effektiver zu unter-
stützen, gilt es auch auf nationaler und regiona-
ler Ebene finanzielle Anreize und administrative, 
strategische und planerische Rahmenbedingun-
gen zu verbessern. Hierzu hat die Pilotaktion 
praktische Ansätze und Beispiele zusammenge-
bracht, die in dieser Publikation vorgestellt wer-
den. Förderprogramme sollten neben der Finan-
zierung von investiven Maßnahmen etwa auch 
die Prozessinnovation in ländlichen Regionen 
stärker in den Blick nehmen und die Kooperati-
onsbestrebungen in den Kommunen unterstüt-
zen, sodass deren Handlungsfähigkeit auch lang-
fristig erhalten bleibt.

Das Vorhaben unter deutscher Federführung ist 
eine von sieben Pilotaktionen, die sich jeweils auf 
unterschiedliche Themen der Territorialen Agen-
da 2030 (TA 2030) konzentrieren. Um die TA 2030 
weiter umzusetzen, braucht es eine dauerhafte 
programmatische Verankerung sowie ein klares 
politisches Engagement aller beteiligten Staaten 
und der Europäischen Kommission. Die direkte 
Verknüpfung des raumentwicklungsrelevanten 
politischen Ziels 5 „ein bürgernäheres Europa“ 
der EU-Strukturfonds mit der TA 2030 kann ein 
Ansatzpunkt sein, genauso wie eine Zweckbin-
dung eines bestimmten Prozentsatzes der Struk-
turfonds für räumliche Fragestellungen („räumli-
che Dimension“).

Die Ergebnisse der Pilotaktion 
umfassen eine Vielzahl an Lö-
sungsansätzen, Beispielen und 
Maßnahmen, die darstellen, 
welche Beiträge für ein gutes 
Leben durch proaktive ländli-
che Regionen geleistet werden. 

Die Pilotaktion zeigt, welche positiven Hebelwir-
kungen die Anpassung von Strukturen und Pro-
zessen vor Ort bewirken kann. So tragen etwa 
strukturelle interkommunale Kooperationen dazu 
bei, Kapazitäten effizienter zu nutzen und orts-
übergreifende Lösungen zu entwickeln und bilden 
damit eine wichtige Säule zur Sicherung der Da-
seinsvorsorge. Mithilfe eines gemeindeübergrei-
fenden Ansatzes lassen sich viele öffentliche Auf-
gaben und Leistungen für die Bürgerinnen und 
Bürger effektiver erfüllen. Durch aktive fach- und 
ämterübergreifende Koordinierung in den Ver-
waltungen kann die Arbeit lokaler Initiativen we-
sentlich erleichtert werden, aus denen sich neue 
Angebote der Daseinsvorsorge entwickeln kön-
nen. Auch niedrigschwellige Maßnahmen können 
eine große Hebelwirkung haben: Vernetzungs- 
und Beteiligungsformate bilden die Grundlage, 
um strategische Konzepte und Leitbilder auf loka-
ler Ebene zu entwickeln und die öffentliche Hand 



Die vorliegende Publikation ist auch in englischer Sprache unter 
dem Titel „Joining forces for rural areas – impulses for cooperative 
regional development in Germany and Europe“ verfügbar. 
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Die Territoriale 
Agenda 2030: 
Leitbild für ein 
gutes Leben in 
allen Regionen 
Europas
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Die Auswirkungen globaler 
Trends in Wirtschaft und Ge-
sellschaft führen zu ständigen 
strukturellen Veränderungs-
prozessen in Regionen.

Veränderte Fertigungs- und Produktionspro-
zesse, die Digitalisierung oder der Wandel der 
Energieerzeugung von Fossilen auf Erneuerba-
re wirken in den ländlichen Raum hinein. Ab-
hängig von den regionalen und sozioökonomi-
schen Strukturen können ländliche Regionen 
von neuen Entwicklungstrends profitieren und 
wirtschaftlich attraktive Standorte sein. Der Zu-
zug von Menschen wird dann begünstigt. An-
dere ländliche Regionen geraten unter Druck 
und müssen strukturelle Veränderungsprozes-
se durchlaufen, um sich anzupassen. Insbeson-
dere in peripher gelegenen Gebieten überlagern 
sich oftmals globale Trends mit negativen de-
mografischen Faktoren. Geschäfte schließen, 
Busse fahren nur noch selten, Arztpraxen sind 
weit entfernt, es fehlt an Unternehmen und Ar-
beitsplätzen, junge Menschen wandern ab. Da-
her müssen zusätzliche Maßnahmen ergriffen 
werden, um die Menschen in der Region zu hal-
ten und ihnen eine Bleibeperspektive zu geben. 
Nicht immer ist dies in der Vergangenheit gelun-
gen, und das Gefühl mancher Menschen „abge-
hängt zu sein“, breitet sich in vielen Regionen Eu-
ropas aus. 

Mit der Territorialen Agenda 2030 wurde am 1. 
Dezember 2020 unter deutscher EU-Ratspräsi-
dentschaft auf dem informellen Treffen der Mi-
nisterinnen und Minister für Raumordnung, 
Raumentwicklung und territorialen Zusam-
menhalt ein leitgebendes Rahmendokument 
und ein inhaltlicher Kompass für die europäi-
sche Raumentwicklung angenommen. Sie greift 
die skizzierten Herausforderungen in besonde-
rem Maße auf und formuliert als übergeordne-
tes Leitbild, allen Regionen und Orten in Europa 
eine positive Zukunftsperspektive ermöglichen 
zu wollen.

Kompass für die 
europäische Raum-
entwicklung
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Atlas für die Territoriale Agenda 2030 (BBSR; ESPON, 2020): Index der Möglichkeiten für ein gutes Leben in den Regionen Europas 
www .atlasta2030 .eu

Eine ausreichende Verfügbarkeit von Daseins-
vorsorgeleistungen ist die Grundlage für gute 
Lebensqualität, die jedoch im europäischen Ver-
gleich regional sehr unterschiedlich ausgeprägt 
ist (vgl. Abbildung oben). Um für alle Regionen 
gute Perspektiven zu gewährleisten, gilt es struk-
turelle Anpassungen der Daseinsvorsorge vor 
Ort anzustoßen. Durch die aktive Zusammenar-
beit mit regionalen und lokalen Partnern können 

ortsbezogene Strategien erstellt, angepasst und in 
die Umsetzung gebracht werden. Durch die Mög-
lichkeiten der Digitalisierung können Angebote 
der Mobilität, der medizinischen Versorgung, Bil-
dung oder der Nahversorgung neu gedacht und 
aufgestellt werden. Aus den thematischen Pilot-
aktionen, die im Rahmen der Territorialen Agen-
da umgesetzt wurden, konnten Praxisbeispiele 
und Handlungsempfehlungen abgeleitet werden. 

https://www.atlasta2030.eu/
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Um die Ziele der Territorialen Agenda 2030 um-
zusetzen und sie stärker mit der Praxis zu ver-
zahnen, wurde auf Initiative des Bundesminis-
teriums für Wohnen, Stadtentwicklung und 
Bauwesen (BMWSB) in Zusammenarbeit mit 
dem Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raum-
forschung (BBSR) die Pilotaktion „A future for 
lagging regions“ ins Leben gerufen. Über einen 
Zeitraum von drei Jahren beteiligten sich an der 
Pilotaktion als Partner die Region Walgau in Ös-
terreich, die Region Grand Est in Frankreich, die 
Region Alentejo in Portugal, sowie in Deutsch-
land die beiden Landkreise Görlitz und Schles-
wig-Flensburg sowie die Planungsregion Rostock. 

Die Pilotaktion konzentrierte sich auf den Aus-
tausch zu kooperativen und aktivierenden Maß-
nahmen der regionalen und lokalen Ebene für 
die langfristige Verbesserung der Daseinsvorsor-
ge in ländlichen und eher peripher gelegenen 
Gebieten. Damit werden Wege aufgezeigt, um die 
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse für Re-
gionen in Europa zu verbessern. Die teilnehmen-
den Regionen sind durch demografische Verän-
derungen und eine geringe Bevölkerungsdichte 
geprägt. Manche der Regionen durchlaufen zu-
dem einen tiefgreifenden wirtschaftlichen Trans-
formationsprozess. 

Durch einen gemeinsamen transnationalen und 
Ebenen übergreifenden Dialog zwischen europä-
ischen Institutionen, Mitgliedstaaten, Regionen 

und Kommunen gelang ein fachlicher Diskurs zu 
folgenden Handlungsansätzen einer kooperati-
ven Regionalentwicklung: 

• Nationale Politikansätze für ländliche Regionen 
verstehen

• Strategische lokale Verantwortungsgemein-
schaften aufbauen

• Digitalisierung als Chance nutzen
• Ländliche Mobilität gemeinsam gestalten

Zugleich wurde in den drei deutschen Partner-
regionen die Umsetzung von regionalen Maß-
nahmen durch Modellvorhaben der Raument-
wicklung (MORO) gefördert. Das Spektrum der 
Maßnahmen reichte dabei von der Analyse zen-
tralörtlicher Strukturen und Angebote der Da-
seinsvorsorge über die Förderung informeller 
Kooperationsstrukturen und Netzwerke bis zur 
Unterstützung des Aufbaus digitaler Angebote 
und Plattformen. Ein wichtiges Anliegen war es 
dabei, den fachübergreifenden Dialog zu fördern, 
um die Ergebnisse und Erkenntnisse der Pilotak-
tion auch für übergeordnete Politiken, Pläne und 
Programme nutzbar zu machen.

Zukunftsperspektiven 
für den ländlichen 
Raum: Die Ziele der 
Pilotaktion

„Interkommunale Zusam-
menarbeit gehört zum Kern unse-

rer Aktivitäten. Eine gemeinsame Strategie 
und das Wissen über bestehende und künftige 

Kooperationen, wie zum Beispiel in den Bereichen 
Kinderbetreuung, Pflege und Betreuung älterer Men-
schen, Finanzverwaltung, Archiv, Kultur und Öffent-

lichkeitsarbeit stellen eine wichtige Grundlage für die 
Zusammenarbeit dar. Gleichzeitig besteht eine große 
Herausforderung darin, alle relevanten Interessen-

gruppen einzubeziehen.“

Florian Kasseroler,  
Obmann Regio Walgau 
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Frankreich: Dezentralisierung 
und Verträge zwischen nationalen 
und regionalen Verwaltungen

In Frankreich hat es Verschiebungen von einer 
sehr zentralisierten Verwaltung hin zu einem 
stärker dezentralisierten System gegeben. Ob-
wohl die Zuständigkeiten für die regionale Ent-
wicklung hauptsächlich auf regionaler Ebene 
liegen, ist der Staat durch die Koordinierung der 
sektoralen Dienststellen der nationalen Minis-
terien weiterhin sehr präsent. Diese Koordinie-
rung erfolgt hauptsächlich durch mehrstufige 
und langfristige Verträge zwischen nationalen 

Die Verteilung von Zuständigkeiten und Kompetenzen in Pla-
nungs- und Governance-Prozessen ist in Europa sehr heterogen. 
Unabhängig von einem zentralisierten oder föderalen Staats-
system spielen jedoch nationale Politiken, Programme und In-
itiativen eine wichtige Rolle. Sie sind gefordert, Anreize für eine 
Veränderung lokaler Governance-Prozesse zu schaffen, Bottom-
up-Initiativen zu unterstützen und zur Befähigung lokaler Ak-
teure, die den Wandel aktiv gestalten, beizutragen. Ein gut in-
einandergreifendes und abgestimmtes Multi-Level-Governance 
System zwischen nationalen, regionalen und kommunalen Maß-
nahmen ist insofern ein Grundpfeiler für transformative Prozesse. 

Nationale Politikansätze 
für ländliche Regionen 
verstehen

und regionalen Verwaltungen, die mehrere sek-
torale Strategien abdecken können. Damit soll 
es gelingen, nationale sektorale Politiken so zu 
steuern, dass diese den regionalen Gegebenhei-
ten entsprechen. In den letzten Jahren sind zu-
dem Beteiligungs- und Dialogprozesse stärker in 
den Vordergrund gerückt, zusammen mit techni-
scher Unterstützung bei der Analyse und der Zu-
sammenarbeit auf interkommunaler Ebene. Um 
erfolgreich umgesetzt werden zu können, erfor-
dert dieser Ansatz adäquate Kapazitäten auf lo-
kaler Ebene, die entsprechend gefördert und auf-
gebaut werden.
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Österreich: Stärkung der Multi-Level-Gover-
nance mit einer vermittelnden Rolle der natio-
nalen Ebene

In Österreich verfolgt die nationale Ebene das 
Ziel, Akteure und Institutionen auf regionaler 
und lokaler Ebene zum Handeln zu befähigen, 
Kapazitäten im föderalen Kontext zu stärken und 
auf lokaler Ebene interkommunale Partnerschaf-
ten zu etablieren. Zentrale nationale Förder-
programme, zum Beispiel zur Klimaanpassung, 
fördern zunehmend auch den Aufbau lokaler Ak-
teursstrukturen, um strategische Ziele umsetzen 
zu können. Im Rahmen des Nationalen Raum-
entwicklungskonzepts wurden bereits vor vielen 
Jahren Partnerschaften etabliert, die verschie-
dene Stakeholder aus Verwaltung, Wissenschaft 
und Wirtschaft in thematischen Dialogformaten 
miteinander vernetzen. Auch bei diesem Ansatz 
agiert die nationale Ebene vor allem als Vermitt-
ler, um Transformationsprozesse anzuregen und 
zugleich breit zu verankern. 

Portugal: Förderung der Interaktion 
zwischen Regierungs- und Verwal-
tungsebenen und Interessengruppen

Portugal konzentriert sich insbesondere auf die 
Umsetzung der Ziele des Europäischen Pakts für 
den ländlichen Raum („Rural Pact“) und die För-
derung der Interaktion zwischen Regierungs- 
und Verwaltungsebenen sowie Interessengrup-
pen für die ländliche Entwicklung. Im Rahmen 
des Nationalen Programms für Raumordnungs-
politik gibt es eine sektorübergreifende Arbeits-
plattform, an der alle Ministerien beteiligt sind, 
die für Modellstrategien für strukturschwache 
Regionen zuständig sind. Ziel ist die Entwicklung 
einer langfristigen Vision für ländliche Regionen 
und ein bleibendes Engagement der einzelnen 
Sektoren auf Grundlage ortsbezogener Konzep-
te. Das Nationale Programm für Raumordnungs-
politik sieht außerdem eine neue Initiative für 
ein innovatives Raumplanungsverfahren vor, das 
lokale und regionale Akteure einbezieht, die ihr 

Fachwissen in den Prozess einbringen. Der Fokus 
liegt auf sozioökonomischen Themen, mit dem 
Ziel die Herausforderungen für strukturschwa-
che Regionen zu bewältigen. Die Multi-Level-Go-
vernance, bei der die Rolle des Kapazitätsaufbaus 
in den Gemeinden im Vordergrund steht, ermög-
licht die Stärkung der Resilienz ländlicher Regio-
nen.

Deutschland: Kommission für 
gleichwertige Lebensverhältnisse

Um der Herausforderung regionaler 
Ungleichheiten zu begegnen, hat die deutsche 
Bundesregierung im Jahr 2018 die Kommission 
„Gleichwertige Lebensverhältnisse“ ins Leben ge-
rufen. Ziel war es, Maßnahmen zu definieren, die 
zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse 
beitragen. In der Kommission waren alle Bundes-
ministerien sowie regionale und lokale Akteure 
vertreten. Zu ihren Ergebnissen gehört ein um-
fassender Datenpool an Struktur- und Raumda-
ten, der als wichtige Arbeitsgrundlage dient. Zu-
dem wurde ein bundesweites Fördersystem für 
strukturschwache Regionen und ein rechtliches 
Instrument zur Sicherung gleichwertiger Lebens-
verhältnisse entwickelt. Neben einem Katalog an 
vereinbarten Zielen und Einzelmaßnahmen führ-
te die Kommission zu einer stärkeren Anerken-
nung einer effektiven Multi-Level-Governance 
und einer sektorübergreifenden Zusammenarbeit. 
Auch nach dem Ende der Arbeit der Kommission 
fließen ihre Empfehlungen weiterhin in politi-
sche Diskussionen und die Entwicklung von För-
derprogrammen ein. Das Projekt Better Promote 
etwa entwickelte Ansätze für eine stärkere Ser-
viceorientierung in Regionalförderprogrammen. 
Ziel war es zu untersuchen, wie die Umsetzenden 
von Ideen in ländlichen und strukturschwachen 
Räumen bei der Nutzung von Förderangeboten 
bestmöglich unterstützt werden können. Das Pro-
jekt verfolgte einen integrierten Ansatz, der die 
Zusammenarbeit über Ressorts, Ebenen und Insti-
tutionen hinweg beleuchtete. 
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Vielfältige ländliche 
Regionen: Die proaktive 
Partnerschaft der 
Pilotaktion

Neue Impulse für die Daseinsvorsorge durch 
strukturierte Dialoge im Landkreis Görlitz 
(Deutschland) 

Die Modellregion Görlitz ist ein kleinteilig struk-
turierter, ländlich geprägter Raum im Osten 
Deutschlands. Dieser besteht aus lokalen Zentren, 
aber auch dünn besiedelten kleineren Gemeinden 
in peripherer Lage. Viele der Herausforderungen 
des Landkreises stehen somit im Zusammenhang 
mit der Sicherstellung der Daseinsvorsorge in Be-

reichen wie Mobilität, Nahversorgung, Erreich-
barkeit und Landlogistik. Um diese Aufgaben 
besser bewerkstelligen zu können, setzt der Land-
kreis auf strukturierte Dialoge mit den Bürgerin-
nen und Bürgern vor Ort sowie auf kooperative 
Prozesse mit den Kommunen. Im Rahmen der Pi-
lotaktion wurden in der Gemeinde Boxberg/O. L., 
die durch eine große räumliche Ausdehnung und 
viele kleine Ortsteile gekennzeichnet ist, koope-
rative Prozesse etabliert. Dadurch wurden lokale 
Initiativen in den Bereichen Mobilität und Nah-
versorgung durch Workshops, gutachterliche Un-
tersuchungen und aktive Netzwerkarbeit beför-
dert. Unterstützt wurde dies durch die Errichtung 
einer neuen Kompetenzstelle im Landkreisamt in 
Görlitz in Form einer Stabsstelle, in der fach- und 
dezernatsübergreifend gearbeitet wird. Die Ar-
beitsweise der Kompetenzstelle und das zugrun-
deliegende Selbstverständnis des Landkreises als 
aktiver Koordinator der kooperativen Kreisent-
wicklung wurden während der Umsetzung der 
Pilotaktion erprobt und institutionalisiert.

Findlingspark Nochten im Landkreis Görlitz
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von einer gemeinsamen sozialräumlichen Pla-
nung über digitales Management, Bürgerservice 
bis hin zur gemeinsamen Raum- und Verkehrs-
planung. Je nach Themenfeld und Bedarf setzen 
sich die interkommunalen Verbünde in immer 
neuen Konstellationen zusammen, erarbeiten 
gemeinsame Strategien, führen konkrete Ana-
lysen für Kooperationsbedarfe durch, unterset-
zen diese mit Projekten und orientieren sich an 
gemeinsamen Leitlinien der Zusammenarbeit. 
Basierend auf den gemeinsam erarbeiteten Ko-
operationsplänen werden Maßnahmen auch 
mit finanzieller Unterstützung der Landesver-
waltung umgesetzt. Gemeinsames Ziel ist es, die 
aktive Partizipation zwischen Akteuren anzu-
stoßen und die kommunale Daseinsvorsorge für 
eine hohe Lebensqualität für alle Generationen 
zu sichern. 

Interkommunale Kooperation als Instrument 
für die gemeinsame Entwicklung in der Region 
Walgau (Österreich)  

Die Region Walgau ist eine wirtschaftlich so-
lide Region im Westen Österreichs, die durch 
eine heterogene Siedlungsstruktur gekennzeich-
net ist und sowohl Industriegebiete als auch 
kleinteilige und teils peripher gelegene Dorf-
strukturen aufweist. Um die interkommuna-
le Kooperation der Gemeinden im Walgau zu 
stärken, wurde im Jahr 2011 der Verein „Regio 
Im Walgau“ ins Leben gerufen. Die Regio um-
fasst heute 14 Gemeinden. Die Zusammenar-
beit baut auf einem gemeinsamen Leitbild und 
einem Regionalen Entwicklungskonzept (REK) 
auf und geht zugleich weit darüber hinaus. Die 
unterschiedlichen Kooperationsfelder reichen 

Region Walgau 
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„Dritte Orte“ und Digitalisierung: Stärkung des 
Gemeinschaftsgefühls und der digitalen Ver-
sorgung in der Region Grand Est (Frankreich) 

Die Region Grand Est ist eine großflächige Re-
gion mit einer kleinteiligen Siedlungsstruktur 
im Osten Frankreichs. In der Vergangenheit sind 
die sozioökonomischen Unterschiede zwischen 
ländlichen und städtischen Gebieten spürbar ge-
wachsen. Kennzeichnend dafür ist ein Ausdün-
nen der Angebote der Daseinsvorsorge und ein 
Attraktivitätsverlust des ländlichen Raumes. Auf 
der Grundlage von Partnerschaftsvereinbarun-
gen zwischen der Region, Fachministerien und 
Kommunen wurden für kleine Teilräume daher 
gezielte Unterstützungsinitiativen ins Leben ge-
rufen, die auch interkommunale Kooperationen 
initiieren sollen. Besonders aktiv ist die Region 
im Bereich der Digitalisierung. Da sich für viele 

Region Grand Est 

ländliche Gebiete eine privatwirtschaftliche Ver-
sorgung mit Breitbandnetzen nicht lohnt, unter-
stützt die Region mit öffentlichen Mitteln den 
Aufbau der technischen Infrastruktur. Außer-
dem bietet die Region Grand Est aktive Hilfestel-
lung für kleine Kommunen bei der Digitalisie-
rung und fördert Modellprojekte, um die digitale 
und physische Erreichbarkeit ländlicher Gebiete 
zu erhöhen. Um das Gemeinschaftsgefühl der 
Menschen auch in den ländlichen Gemeinden 
zu stärken, Ideen zu entwickeln und das Hand-
lungspotential der lokalen Akteure zu aktivie-
ren, unterstützt die Region Grand Est zudem ein 
Netzwerk zur Errichtung sogenannter „Dritter 
Orte“ des Gemeinschaftslebens. Dabei wirken na-
tionale und regionale Förderung eng zusammen, 
indem die Sichtbarkeit des Netzwerks und die 
Vernetzung der Akteure auf regionaler Ebene ak-
tiv unterstützt und befördert werden.
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Perspektiven für Grundzentren und ländli-
che Räume in der Planungsregion Rostock 
(Deutschland) 

Die Planungsregion Rostock im Norden 
Deutschlands umfasst neben strukturschwa-
chen Regionen auch starke Wachstumszentren 
wie die Hansestadt Rostock. Der Schwerpunkt 
im Rahmen der Pilotaktion lag auf der Prognose 
der Bevölkerungs- und Wohnungsnachfrageent-
wicklung in der Planungsregion und einer um-
fassenden Evaluierung der Grundzentren, deren 
Ergebnisse in die Fortschreibung des Regiona-
len Raumordnungsprogramms eingehen. Dabei 
zeigte sich, dass reine Wirtschafts- und Bevöl-
kerungszahlen als Grundlage für die Festlegung 
von Grundzentren im ländlichen Raum nicht 
mehr ausreichen. Vielmehr muss auch aufge-

zeigt werden, welche Funktionen und Aufgaben 
die Grundzentren für ihren jeweiligen Verflech-
tungsbereich übernehmen. Ein weiterer Schwer-
punkt war die Unterstützung des interkommu-
nalen Austauschs und der Einführung digitaler 
Anwendungen in der Stadt Krakow am See im 
Rahmen eines lokalen Modellvorhabens, das aus 
Mitteln des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
finanziert wurde. Hier zeigte sich, wie wichtig en-
gagierte und überzeugte Personen vor Ort sind, 
um Digitalisierungsprojekte im ländlichen Raum 
erfolgreich umzusetzen. Über die Laufzeit der 
Pilotaktion hinweg erfolgte außerdem ein regel-
mäßiger Austausch zur Landesinitiative „Länd-
liche GestaltungsRäume“, durch die innovative, 
modellhafte Lösungsansätze im Bereich der Da-
seinsvorsorge intensiv begleitet und unterstützt 
werden. 

Region Rostock
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Multi-Level-Governance für Bildung und Digi-
talisierung in der Region Alentejo (Portugal) 

Die Region Alentejo im Süden Portugals ist ei-
nes der am dünnsten besiedelten Gebiete des 
Landes. Eine besondere Herausforderung für 
die Region besteht im demografischen Wandel 
mit einem spürbaren Bevölkerungsrückgang in 
ländlichen Gemeinden. Daher ist es ein zentra-
les Anliegen der Region, Projekte und Initiativen 
zu entwickeln, die besonders der jungen Bevöl-
kerung neue Perspektiven bieten. Ein Schwer-
punkt ist die Umsetzung einer kohärenten digi-
talen Agenda für die Region. Diese umfasst die 
Modernisierung und Digitalisierung der regio-
nalen und lokalen öffentlichen Verwaltung, die 
Sicherstellung grundlegender digitaler Fähig-
keiten der Angestellten und der lokalen Bevöl-
kerung sowie die Unterstützung der lokalen und 

regionalen Wirtschaft bei der Digitalisierung. Ein 
weiterer Schwerpunkt ist im Bereich Bildung, 
um sicherzustellen, dass auch in dünnbesiedel-
ten und schrumpfenden Gebieten gleichwertige 
Bildungschancen gewährleistet werden. Im Rah-
men einer OECD-Studie wurden dazu konkrete 
Handlungsempfehlungen erarbeitet und in die 
Pilotaktion eingebracht. Festgestellte Defizite 
z. B. im Bereich digitaler Kenntnisse und der Mo-
bilität und der Unterbringung von Schülerin-
nen und Schülern sollen durch gemeindeüber-
greifende Kooperationskonzepte ausgeglichen 
werden. Die jeweiligen Verantwortungsberei-
che sind bislang allerdings auf unterschiedlichen 
Verwaltungsebenen angesiedelt. Damit einzelne 
Maßnahmen und Initiativen dennoch effektiv 
umgesetzt werden können, ist ein gutes Zusam-
menspiel der unterschiedlichen administrativen 
Ebenen von großer Bedeutung. 

Region Alentejo

„Die digitale Agenda Alen-
tejos ist eine strategische Mis-

sion für die Entwicklung des digitalen 
und technologischen Ökosystems der Gesell-
schaft und der Unternehmen als Hebel für die 

regionale Entwicklung des Gebiets, die auf nach-
haltige Weise in Symbiose mit den Traditionen, dem 
kulturellen und natürlichen Erbe, das Alentejo aus-

zeichnet, integriert wird.“

Carmen Carvalheira,  
Vizepräsidentin CCDR Alentejo,  

Portugal
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Neue Wege in der Gesundheitsversorgung und 
der Mobilität im Landkreis Schleswig-Flens-
burg (Deutschland) 

Durch den Landkreis Schleswig-Flensburg im 
Norden Deutschlands wurde im Rahmen der Pi-
lotaktion eine Studie zur gesundheitlichen Ver-
sorgungssituation erstellt, die es auf der Grund-
lage einer Analyse von Erreichbarkeiten und der 
Verfügbarkeit von Angeboten im Bereich des 
Gesundheitswesens erlaubt, frühzeitig und vo-
rausschauend räumliche Versorgungslücken zu 
identifizieren. Darauf aufbauend wurde ein Im-
pulspapier zur zukunftsfesten Gesundheitsver-
sorgung im Landkreis erarbeitet, das aufzeigt, 
welche Handlungsmöglichkeiten – auch un-
ter Einbezug digitaler Angebote – bestehen, um 
die gesundheitliche Versorgung auch zukünftig 
dauerhaft und in hoher Qualität sicherzustellen. 
Ziel beider Papiere ist es, aus Perspektive der Re-

Stadt Schleswig im Landkreis Schleswig-Flensburg

gionalentwicklung die Diskussionen der Akteure 
im Gesundheitsbereich durch passgenaue Ent-
scheidungshilfen zu unterstützen und weitere 
Handlungsschritte und Umsetzungsvorhaben 
auf den Weg zu bringen – wie z. B. die Schaffung 
eines „Gesundheitskiosks“ als neuartige gesund-
heitliche und soziale Infrastruktur, die die Ver-
sorgung im dünnbesiedelten Raum verbessern 
könnte. Ein weiterer Schwerpunkt der Aktivitä-
ten war die Entwicklung von Grundlagen für ein 
Mobilitätsportal, das sowohl eine intermodale 
Reiseplanung ermöglicht als auch Informatio-
nen zu lokalen Angeboten und Dienstleistun-
gen enthält. Eine besondere Herausforderung 
ist dabei die Integration mit übergeordneten 
Plattformen und Informationsangeboten, damit 
perspektivisch die gesamte Reisekette von den 
urbanen Zentren bis in die ländlichen Räume 
zuverlässig abgedeckt werden kann.
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Ländliche 
Regionen 
gestalten ihre 
Zukunft
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Entwicklungen des demografischen Wandels und strukturelle 
Veränderungsprozesse im ländlichen Raum erfordern die flexible 
Anpassung von lokalen Steuerungs- und Versorgungsstrukturen. 
Diese Anpassung gelingt, wenn damit auch ein positiver Wandel 
des Selbstverständnisses von „benachteiligten“ oder „abgehäng-
ten“ hin zu „proaktiven“ Regionen verbunden ist. Der Begriff pro-
aktive Region wurde von Jens Südekum geprägt und soll zum 
Ausdruck bringen, dass strukturschwache und ländliche Räume 
transformative Potenziale besitzen, die es zu aktivieren gilt.

Die Fähigkeit zur Transformation des ländlichen 
Raumes entspricht der Idee einer „resilienten“ 
Entwicklung von Regionen. Resilienz kann im 
Sinne einer stabilen, dauerhaften Anpassungsfä-
higkeit verstanden werden, um den Status Quo 
langfristig zu sichern. In seinem ursprünglichen 
Sinne umschreibt der Begriff die Robustheit und 
Widerstandsfähigkeit gegenüber den Auswirkun-
gen von externen und krisenhaften Ereignissen. 
Neben plötzlich auftretenden disruptiven Ereig-
nissen schließt der Resilienzansatz dabei auch 
langfristige transformative Prozesse etwa im Zu-
sammenhang mit einem regional stark ausge-
prägten demografischen Wandel oder dem wirt-
schaftlichen Umbau ganzer Regionen ein. Die 
Resilienzdiskussion kann daher auch neue Denk-
muster ermöglichen, um Veränderungsprozesse 
in strukturschwachen ländlichen Regionen jen-
seits überkommener Entwicklungsmodelle aktiv 
zu gestalten. 

RESILIENZ

Neben der Widerstandsfähigkeit gegenüber 
disruptiven Ereignissen schließt der Resili-
enzansatz auch langfristige transformative 
Prozesse ein, etwa im Zusammenhang mit 
einem regional stark ausgeprägten demo-
grafischen Wandel oder dem wirtschaftli-
chen Umbau ganzer Regionen.
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Flexible und anpassungsfähige Konzepte der 
Daseinsvorsorge entwickeln

Um attraktive Angebote der Daseinsvorsorge 
langfristig aufrecht erhalten zu können, ist es 
entscheidend, dass Modelle und Konzepte in Pla-
nung und Verwaltung flexibel lokale Bedarfe und 
Akteure berücksichtigen.

Lokale Verantwortungsgemeinschaften sind 
wichtige Akteure der Daseinsvorsorge im länd-
lichen Raum. Solche Gemeinschaften können 
durch dynamisches, proaktives Handeln die 
transformative Kraft ländlicher Regionen akti-
vieren und zugleich zur Schaffung eines positi-
ven „Wir-Gefühls“ beitragen. Dabei muss die öf-
fentliche Hand weiterhin die Verantwortung für 
zentrale Bereiche der Daseinsvorsorge tragen, 
um ihrer Steuerungs- und Lenkungsfunktion 
nachkommen zu können. Kommunen, Landkrei-
se und Regionen können durch Moderation, Ver-
netzung und Förderung den Aufbau von Verant-
wortungsgemeinschaften unterstützen. 

Auch eine strukturierte interkommunale Ko-
operation ist ein entscheidender Erfolgsfaktor 
in strukturschwachen und dünn besiedelten Re-
gionen. Durch eine Bündelung von Kapazitäten 
durch interkommunale Zusammenschlüsse, die 
Einbindung von Fachagenturen, gemeinnützi-
gen Vereinen sowie lokalen Akteursgruppen aus 
Wirtschaft und Zivilgesellschaft und unterstützt 
durch digitale Prozesse, kann es gelingen, funkti-
onierende und bedarfsgerechte Systeme der Da-
seinsvorsorge effizient zu gestalten.

Um erfolgreiche Verantwortungsgemeinschaf-
ten und Kooperationen zu ermöglichen, können 
verbesserte Kompetenzzuschnitte im Subsidiari-
tätsgefüge eine wichtige Stellschraube sein. De-
zentrale Verantwortlichkeiten können die Pass-
genauigkeit von Dienstleistungen im Hinblick 
auf die lokalen Bedarfe erhöhen. Gleichzeitig 
kann es nötig sein, lokale und regionale Koopera-
tionsprozesse anzupassen oder zu erneuern.

Nachfolgend werden ausgewählte Handlungsfelder vorgestellt, 
die im Rahmen der Pilotaktion „A future for lagging regions“ 
vertieft bearbeitet wurden und Impulse für eine kooperative Re-
gionalentwicklung bieten.
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Handlungsansätze: 
Strategische lokale Ver-
antwortungsgemein-
schaften aufbauen

Eine der großen Herausforderungen aller Regio-
nen, die an der Pilotaktion beteiligt waren, ist es, 
Arbeitsstrukturen zu etablieren, um Kapazitäts- 
und Kompetenzengpässe auszugleichen, effizi-
entere Verwaltungsstrukturen aufzubauen, und 
gleichzeitig eine Verzahnung mit unterschiedli-
chen Akteursgruppen aus Wirtschaft und Zivil-
gesellschaft zu erreichen. Der Aufbau lokaler und 
regionaler Verantwortungsgemeinschaften, die 
durch öffentliche Akteure koordiniert und initi-
iert werden, zählt zu den Schlüsselaufgaben für 
eine zukunftsfähige und resiliente Entwicklung 
ländlicher Räume.

Bei der Erarbeitung integrierter Strategie- und 
Planungskonzepte ist eine aktive Koordination 
verschiedener sektoraler Abteilungen und Inte-
ressengruppen gefragt. Die Definition konkreter 
Problemlagen und die Ausarbeitung von Strate-
gien, die sich auf lokale Herausforderungen be-
ziehen, erfordern zielgerichtete Prozesse der ak-
tiven Steuerung.

Gemeinsame Strategie- und Planungsprozesse

Die Erarbeitung integrierter Strategie- und Planungskonzepte ist ein fundamentales Instrument, um 
im Rahmen der Raumentwicklung die ortsspezifischen Entwicklungsziele abzubilden. Neben forma-
len Planungsverfahren ermöglichen informelle Strategieprozesse, besondere Herausforderungen in 
der Daseinsvorsorge für Teilgebiete oder bestimmte Zielgruppen abzubilden. Dazu zählen beispiels-
weise regionale Entwicklungskonzepte, interkommunale Partnerschaften, kommunale Verbünde, in-
formelle Leitbilder oder lokale Netzwerke. Zentral ist dabei eine eigenverantwortliche Selbstbindung 
der beteiligten lokalen und regionalen Akteure. Es gilt, die lokale Bevölkerung und Institutionen vor 
Ort für Herausforderungen zu sensibilisieren und für gemeinsame Lösungswege zu mobilisieren, aber 
auch vorhandene Verwaltungs- und Arbeitsstrukturen anzupassen. Handlungsfähige Gemeinschaften 
in strukturschwachen Regionen müssen aktiv aufgebaut, gefördert und befähigt werden. 
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Region Grand Est: Regionale Unterstüt-
zung für das Konzept der „Dritten Orte“

Ein erfolgversprechender und niederschwelli-
ger Ansatz für das lokale Community-Building 
ist das Konzept der „Dritten Orte“, das erstmals 
Ende der 1980er Jahre vom Stadtsoziologen Ray 
Oldenburg eingeführt wurde. Das Konzept um-
fasst drei Kategorien von Räumen. Der erste Ort 
hat Wohncharakter und bezieht sich auf das Zu-
hause einer Person. Der zweite Ort ist der Ar-
beitsplatz, an dem eine Person einen großen Teil 
ihres Lebens verbringt. Der „Dritte Ort“ hingegen 
ist auf die Interaktion mit anderen Personen und 
den Aufbau eines Gemeinschaftsgefühls aus-
gerichtet. Diese Orte werden als Anker des Ge-
meinschaftslebens begriffen. Dabei sind folgende 
Grundvoraussetzungen zu beachten: 

• Um eine gleichberechtigte Zugänglichkeit und 
Nutzung eines „Dritten Ortes“ zu ermöglichen, 
sollte es sich um einen neutralen Ort handeln, 
der leicht zu erreichen ist. 

• Ein „Dritter Ort“ muss niederschwellig zugäng-
lich, für alle Gesellschaftsschichten hierarchie-
los und offen sein und zum Abbau sozialer Un-
terschiede beitragen.

Karte der „Dritten Orte“ in der Region Grand Est

„‚Dritte Orte‘ ermöglichen die Ent-
wicklung neuer Arbeitsweisen und lo-

kaler Aktivitäten und tragen zur Schaffung 
einer Vertrauensbasis bei. Die Region Grand Est 

unterstützt die Entwicklung von ‚Dritten Orten‘, um 
besser auf die unterschiedlichen Herausforderungen 

und Bedürfnisse vor Ort einzugehen.“  

Denise Buhl,  
Vizepräsidentin der Region Grand Est 

der Delegation Gebirge, ländlicher Raum 
und lokales Erbe 

• Das Konzept der „Dritten Orte“ ist ein ergän-
zendes Bindeglied, um Menschen zu erreichen, 
die nicht über institutionalisierte Vereine oder 
Verbände erreicht werden können. 

„Dritte Orte“ können in Bibliotheken, Gemein-
deräumen, Parks eingerichtet werden oder als 
Zwischennutzung von leerstehenden Gebäuden. 
Sie bieten Raum für Initiativen von Bürgerinnen 
und Bürgern, Projekte, Fortbildungen oder kul-
turelle Aktivitäten und können mit lokalen wirt-
schaftlichen Aktivitäten wie zum Beispiel dem 
lokalen Handwerk verknüpft werden.

Veranstaltung „Dritte Orte“ 
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Region Im Walgau: Interkommunale Koopera-
tionen und regionale Fördermechanismen

Aufgrund kleinteiliger Gemeindestrukturen und 
der zunehmenden Komplexität von Aufgaben 
der Daseinsvorsorge kommen vor allem kleinere 
Gemeinden schnell an den Rand ihrer Leistungs-
fähigkeit. Mithilfe eines gemeindeübergreifenden 
Ansatzes lassen sich viele öffentliche Aufgaben 
und Leistungen für die Bürgerinnen und Bürger 
effektiver erfüllen. Die „Regio Im Walgau“ in Ös-
terreich praktiziert dies erfolgreich seit 2011 mit 
14 Gemeinden. Diese umfassen kleine Dorfstruk-
turen mit einer Bevölkerung von wenigen 100 
Personen bis hin zu größeren Ortschaften mit bis 
zu 6.500 Personen. Die Trägerschaft erfolgt durch 
einen eigens zu diesem Zweck gegründeten Ver-
ein. Die 14 „Regio-Gemeinden“ haben 2021 einen 
gemeinsamen Kooperationsplan erarbeitet der 
je nach Themenfeld unterschiedliche Forma-
te, Rechtsformen und Konstellationen ermög-
licht. Thematisch ist die „Regio Im Walgau“ sehr 
breit aufgestellt. Die Kooperationsfelder reichen 

von der Sicherung der kommunalen Infrastruk-
tur über Kultur und Öffentlichkeitsarbeit bis zur 
Kinderbetreuung. Grundlage für die formulier-
ten Ziele ist ein Regionales Entwicklungskon-
zept (REK) für den Walgau. Die Zusammenarbeit 
erfolgt somit auf Grundlage eines strategischen 
Prozesses mit einer Bedarfsanalyse für neue Pro-
jekte und Kooperationsformate. 

Finanziell werden die Kooperationsformate 
durch das Land Vorarlberg unterstützt. Die zuge-
hörige Förderrichtlinie sieht eine Basisförderung 
für jede Regio in Höhe von jährlich 60.000 Euro 
vor. Dazu kommen spezifische Zuschläge für die 
beteiligten Gemeinden. Die Fördervorausset-
zung ist die Erstellung gemeinsamer Konzepte, 
der Aufbau eines kompetenten Regionalmanage-
ments und der Abschluss einer Zielvereinbarung 
mit dem Land Vorarlberg. So soll die regionale 
Kooperation zwischen den beteiligten Gemein-
den gestärkt und die Arbeitsfähigkeit der geför-
derten Regio langfristig gewährleistet werden. 

Diese Form der lokalen Vernetzung ist insbeson-
dere für dünn besiedelte ländliche Gebiete mit 
geringen Mobilitätsangeboten und fehlenden öf-
fentlichen Räumen wichtig. In Frankreich wird 
die Einrichtung „Dritter Orte“ durch verschie-
dene nationale Förderprogramme unterstützt. 
Auch die Region Grand Est hat deren Bedeutung 
erkannt. Um die positiven Impulse für das loka-
le Community-Building zu befördern, wurde das 
regionale Kompetenznetzwerk „Reseau des Tiers-
Lieu“ zum Erhalt und zur Unterstützung „Dritter 
Orte“ mit einem eigens geschaffenen Label er-

richtet. Auf diesem Weg werden auf der regiona-
len Ebene Maßnahmen ergänzt, sodass nationale 
Förderprogramme eine größere Wirkung entfal-
ten können. 

Im Frühjahr 2023 gab es in der Region Grand Est 
knapp 60 „Dritte Orte“, die sowohl in Städten als 
auch im ländlichen Raum angesiedelt sind. Über 
das Netzwerk und Praxisleitfäden wird der Aus-
tausch praktischer Erfahrungen und Know-how 
bezüglich des Erhalts und des dauerhaften Be-
triebs „Dritter Orte“ unterstützt.
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Landkreis Görlitz: Kompetenzstelle für lokale 
Initiativen und interkommunale Kooperation

Im Landkreis Görlitz werden seit vielen Jahren 
Herausforderungen der Daseinsvorsorge wie 
Mobilität, Versorgung, Erreichbarkeit und Land-
logistik im Rahmen eines strukturierten Dialogs 
mit relevanten Gemeindeakteuren adressiert. 
Um besser auf die spezifischen Bedürfnisse von 
Kommunen einzugehen und lokale Kooperati-
onsprozesse und Strukturen des lokalen Engage-
ments weiter zu unterstützen, wurde innerhalb 
des Landratsamtes eine neue „Kompetenzstel-
le“ in Form einer übergreifenden Abteilung für 
Strukturentwicklung, Wirtschaftsförderung und 
internationale Beziehungen eingerichtet. Die Ab-
teilung wirkt dezernatsübergreifend und bündelt 
unterschiedliche Zuständigkeiten und Befug-
nisse. Sie soll als zentrale Anlaufstelle für Kom-
munen und Akteure aus der Region dienen und 
dabei helfen, Projekte und Ideen von Bürgerin-
nen und Bürgern sowie Kommunen zur Verbes-
serung der Daseinsvorsorge in die Umsetzung 
zu bringen und die dafür benötigte Fachkompe-
tenz zu vermitteln. Die Kompetenzstelle ist 
Ausdruck eines neuen Selbstverständnis-
ses als Koordinatorin und Moderatorin 
der Kreisentwicklung. Im Rahmen der 
Pilotaktion erfolgte eine enge Zu-
sammenarbeit mit der Kommune 
Boxberg/O. L. und dem Verein „Pers-
pektive Boxberg e. V.“

Das Spektrum an neuen Initiativen und Ideen 
umfasst u.a. Projekte zur Verbesserung der Er-
reichbarkeit und der Verfügbarkeit lokaler Ein-
richtungen der Daseinsvorsorge und der Nah-
versorgung, zur Sicherstellung lokaler bzw. 
regionaler Wertschöpfungsketten und zur Förde-
rung von Mobilität und Tourismus. Hierfür wur-
den regelmäßige Abstimmungsrunden mit der 
„Perspektive Boxberg e. V.“, aber auch mit Fachbe-
hörden, wissenschaftlichen Einrichtungen, Ver-
bänden und weiteren Kommunen durchgeführt. 
Die Kompetenzstelle dient nicht nur der fachli-
chen Unterstützung – ein großer Mehrwehrt be-
steht auch in der Vernetzung und der Sichtbar-
keit gegenüber lokalen Akteuren.

„Mithilfe des koope-
rativen und interkommuna-

len Ansatzes und der länderübergrei-
fenden Zusammenarbeit, konnten auch stark 

ländlich geprägte Kommunen wie die Gemeinde 
Boxberg/O. L. zu konkreten Herausforderungen Lö-
sungen entwickeln und partizipieren. Durch Bürger-

beteiligung und Unterstützung von Experten ist es ge-
lungen, konkrete Probleme in der Daseinsvorsorge und 
Mobilität zu definieren und weitere Handlungsschritte 

abzuleiten.“  

Dr. Stephan Meyer,  
Landrat des Landkreises Görlitz, 

Deutschland
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Über die hier vorgestellten Ansätze hinaus war 
der Aspekt des Zusammenspiels von Verwal-
tungsebenen und der Zusammenarbeit mit zi-
vilgesellschaftlichen und privaten Akteuren im 
Rahmen der Pilotaktion „A future for lagging 
regions“ für alle beteiligten Regionen von zen-
traler Bedeutung. Ob bei der Organisation von 
Bildungsangeboten in der Region Alentejo, der 
Etablierung digitaler Angebote und Plattfor-

men in der Planungsregion Rostock oder der zu-
kunftsfähigen Ausgestaltung der Gesundheits-
versorgung im Landkreis Schleswig-Flensburg 
– der Aufbau lokaler und regionaler Verantwor-
tungsgemeinschaften, die durch öffentliche Ak-
teure koordiniert und initiiert werden, zählt 
zu den wichtigsten Stellschrauben für eine zu-
kunftsfähige und resiliente Entwicklung ländli-
cher Räume.

Lessons learned:
• Zusammenarbeit erfordert Unterstützung: Die öffentliche Hand hat viele Möglichkeiten, Kooperati-

onsaktivitäten auf lokaler und regionaler Ebene zu unterstützen – von der Finanzierung bis zur orga-
nisatorischen Unterstützung.

• Auch niedrigschwellige Maßnahmen haben eine große Hebelwirkung: Bereits die Bereitstellung 
leicht zugänglicher Orte der Begegnung nach dem Konzept der „Dritten Orte“ kann Aktivitäten der 
Zusammenarbeit wirksam anregen. 

• Interkommunale Partnerschaften wirken entlastend: Insbesondere in dünn besiedelten Regionen 
mit Kapazitätsengpässen hilft die interkommunale Zusammenarbeit, öffentliche Dienstleistungen in 
hoher Qualität bereitzustellen

• Integrierte Herangehensweisen ermöglichen eine bürgernahe Verwaltung: Die Bündelung von 
Kompetenzen und Vernetzungsaktivitäten sind insbesondere für lokale Initiativen hilfreich, um deren 
Sichtbarkeit und Wahrnehmbarkeit zu erhöhen.
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Handlungsansätze: 
Digitalisierung als 
Chance nutzen 

Digitale Instrumente bieten die Möglichkeit, zu tragfähigen Kosten und unabhängig von der örtlichen 
Bindung von Anbietern auch in dünn besiedelten Gebieten grundlegende Dienstleistungen der Da-
seinsvorsorge zu ermöglichen. Der digitale Zugang zu Gesundheitsdiensten, die Organisation flexibler 
Mobilitätsangebote, der Zugang zu Bildungsangeboten für verschiedene Altersgruppen oder auch die 
Stärkung des sozialen Zusammenhalts durch innovative Kommunikationsplattformen und Online-
Beteiligungsformate sind nur einige Beispiele dafür, wie digitale Dienste die Lebensqualität im ländli-
chen Raum verbessern können. 

Digitale Dienste ermöglichen Teilhabe

Um digitale Dienste sinnhaft einzusetzen und 
ortsspezifischen Herausforderungen und Bedar-
fen gerecht zu werden, ist die Erarbeitung integ-
rierter Digitalstrategien notwendig. Diese müs-
sen wiederum in übergeordnete Strategien und 
Leitbildprozesse eingebunden werden. Koopera-
tive regionale und überregionale Prozesse sind 
im Bereich Digitalisierung essenziell, auch um 
die Bildung lokaler Insellösungen, die nicht mit-
einander kompatibel sind, zu vermeiden. 

Für ländliche und dünn besiedelte Gebiete be-
darf es realistischer Erwartungen an digitale Lö-
sungen, sie sind kein Allheilmittel für struktu-
relle Defizite. Eine unzureichende Anbindung 
an Zentren oder schwierige sozioökonomische 
Standortfaktoren können nicht durch digita-
le Dienste wettgemacht werden. Die Bereitstel-
lung eines flächendeckenden Internetzugangs 
mit hoher Bandbreite ist nur ein Teilaspekt der 
Digitalisierung. Viele Jahre Erfahrung aus der 
Stadtentwicklung zeigen: „Smart Cities“ müssen 
klug gesteuert werden. Das gleiche gilt auch für 
das „smarte“ Land – gleichwohl Ansätze aus der 
Stadtentwicklung nicht einfach auf den ländli-
chen Raum übertragen werden können.
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Landkreis Schleswig-Flensburg: Smart City-
Modellprojekt im Amt Süderbrarup

Ein Beispiel, wie im dünn besiedelten Raum eine 
digitale Strategie aufgestellt und umgesetzt wer-
den kann, bietet das Amt Süderbrarup im Land-
kreis Schleswig-Flensburg. Es umfasst 13 Ge-
meinden, ist landwirtschaftlich und touristisch 
geprägt und wie viele andere ländliche Gemein-
den stark vom demografischen Wandel betroffen. 
Die digitale Strategie des Amtes wurde durch ein 
breites Beteiligungsverfahren mit verschiedenen 
Formaten vor Ort erarbeitet. Sie orientiert sich 
an den Bedürfnissen der lokalen und regionalen 
Akteure und bindet lokale Umsetzungsexperti-
se ein. Der integrierte Handlungsansatz umfasst 
zehn strategische Themenfelder, in die verschie-
dene Projekte von Bildungsangeboten und Soft-
warelösungen über den Aufbau eines Digitalzen-
trums als Makerspace und Smart City Lab bis hin 
zur Einrichtung eines lokalen On-Demand-Ruf-
bussystems eingebettet sind. Alle Einzelprojekte 
wirken auf die Erfüllung übergeordneter Ziele 
hin. Bei der Erarbeitung von Lösungsansätzen 
wurden dabei explizit Ansätze berücksichtigt, die 
anderenorts bereits erfolgreich getestet wurden 
und perspektivisch auf andere Kommunen über-
tragbar sind.

„Die wachsende Digitalisierung 
in allen Lebensbereichen bietet neue 

Chancen für den ländlichen Raum. Dieser 
kann zu einem echten Labor für innovative In-

frastrukturen werden. Die schnellen Entwicklun-
gen bringen dabei auch die Notwendigkeit einer 

Aktualisierung von regionalen Entwicklungs- und 
Planungsstrategien mit sich.“ 

Landrat Dr. Wolfgang Buschmann,  
Landkreis Schleswig-Flensburg

Region Grand Est: Regionale Impulse für die 
Digitalisierung kleinere Gemeinden 

Kleinere ländliche Gemeinden und Kommunen 
mit geringem Fachpersonal kann eine digita-
le Transformation in der Gemeindeverwaltung 
mit der Bereitstellung digitaler Dienstleistun-
gen schnell überfordern. Eine Begleitung und 
Coaching durch übergeordnete Initiativen oder 
Behörden stellen hierbei eine wichtige Unter-
stützung da. Eine aktive Unterstützung bei der 
digitalen Transformation im ländlichen Raum 
bietet beispielsweise die Region Grand Est in 
Frankreich. Diese umfasst etwa 10 Prozent aller 
Gemeinden Frankreichs, von denen viele in länd-
lichen Gebieten liegen. Defizite bestanden vor 
allem beim Ausbau der digitalen Infrastruktur 
durch private Investoren. Der Grund dafür ist die 
geringe Dichte der Haushalte, die zu vergleichs-
weise höheren Kosten bei der Infrastrukturent-
wicklung führt. 
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Um die Digitalisierung jedoch auch in den länd-
lichen Regionen zu unterstützen, investierte die 
Region auch mittels öffentlicher Gelder in den 
Infrastrukturausbau von Glasfasernetzen mit 
bis zu 35 Prozent der Gesamtkosten aus Landes-
mitteln. Bereits 2019 verfügten somit ein großer 
Teil der ländlichen Gemeinden über eine ausrei-
chend große Bandbreite.  

Neben der physischen Infrastruktur hat die Re-
gion Grand Est Unterstützungsmaßnahmen für 
lokale Behörden und Kommunen eingeführt. Mit 
dem Ziel, eine funktionierende digitale Gemein-
deverwaltung zu etablieren, erhielten ausgewähl-
te Pilotgemeinden eine grundlegende Hilfe bei 
der Konzeption, Bedarfsanalyse und Einrich-
tung der digitalen Onlinedienste der Gemeinden 
durch die Region. Eine Beteiligung der Bürge-
rinnen und Bürger war ein fester Bestandteil des 
Prozesses, etwa über das Angebot von digitalen 
Fortbildungsmaßnahmen. Damit soll gewährleis-
tet werden, dass Digitalisierung ein integrativer 
Prozess auch für kleinere Gemeinden sein kann. 
Damit die Region aktiv werden kann, bedarf es 
jedoch den Willen der Gemeinde sowie lokale 
Initiativen und erste Konzepte, auf denen aufge-
baut werden kann. 

Verlegung von Glasfaserkabel

Das Land Vorarlberg: Digitalisierung der Ver-
waltung 

Im Land Vorarlberg gibt es mit dem Vorarlber-
ger Gemeindeverband eine Interessenvertretung, 
die 96 Kommunen miteinander vernetzt und 
verschiedene Beratungs- und Kooperationsauf-
gaben wahrnimmt. Gemeinsam mit der Landes-
verwaltung hat der Gemeindeverband Vorarlberg 
eine Strategie entwickelt, um die Digitalisierung 
der öffentlichen Verwaltung organisationsüber-
greifend voranzutreiben und interkommuna-
le Kooperation anzuregen. Zu den wesentlichen 
Aspekten dieser Strategie gehören beispielswei-
se ein Konzept zum Wissens- und Datenmana-
gement und die Unterstützung der Kommunen 
beim Aufbau, der Beschaffung und der Betreu-
ung ihrer IT-Infrastruktur.

Zugleich werden Konzepte zur Vereinfachung 
bürokratischer Verwaltungsabläufe entwickelt 
und umgesetzt, die die Abwicklung und Erledi-
gung von Verwaltungsvorgängen im Austausch 
mit den Bürgerinnen und Bürgern erleichtern 
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sollen. So soll die Mehrfacherfassung von Daten 
verhindert werden, und es soll ermöglicht wer-
den, dass Verwaltungsleistungen auch antrags-
los erbracht werden können – unter Beachtung 
der Regeln des Datenschutzes. Im Ergebnis der 
gemeinsamen Digitalisierungsstrategie konnten 
ein Service-Portal für Bürgerinnen und Bürger 
sowie eine organisationsübergreifende Intranet-
Plattform eingerichtet werden. Darüber hinaus 
wurden auf diesem Weg viele weitere interkom-
munale Kooperationen angeregt, zum Beispiel in 

den Bereichen Finanzmanagement und Perso-
naladministration. Das Beispiel Vorarlbergs zeigt, 
dass gerade für kleinere Verwaltungen die Auf-
gabenunterstützung durch zwischengeschaltete 
Stellen wie Gemeindeverbände dazu beitragen 
können, Innovationen voranzutreiben – und im 
Ergebnis können zugleich neue Kapazitäten für 
wichtige Bürgerdienste geschaffen werden, wie 
etwa für die Gemeindearbeit und die Ehrenamts-
förderung.

Lessons learned:
• Klare Ziele ermöglichen strategisches Handeln: Vor der Umsetzung von digitalen Maßnahmen sollte 

genau geklärt werden, welche Bedarfe adressiert werden sollen. Welche digitalen Angebote bestehen 
bereits, wo gibt es Optimierungsbedarf? Wo bestehen Defizite, und welche Alternativen und Hand-
lungsmöglichkeiten gibt es, um diese zu beseitigen?

• Funktionale Verflechtungen beachten, Insellösungen vermeiden: Digitale Lösungsansätze, müs-
sen die Lebenswirklichkeit der Menschen vor Ort widerspiegeln. Enden diese an den administrativen 
Grenzen können diese für Nutzerinnen und Nutzer uninteressant werden. 

• Neue Verbünde und Kooperationen aufbauen: Die Umsetzung digitaler Strategien macht nicht an in-
stitutionellen und administrativen Grenzen halt – lokale Akteure sowie Nutzerinnen und Nutzer müs-
sen zusammenwirken, um digitale Verantwortungsgemeinschaften zu bilden.

• Digitalisierung als gemeinsamen Lernprozess verstehen: Digitale Tools verändern viele Abläufe und 
Prozesse und eröffnen Chancen für neue Kooperationen. Wenn kommunale Akteure und Entschei-
dungstragende, zivilgesellschaftliche Akteure und Nutzerinnen und Nutzer eng zusammenwirken und 
voneinander lernen, kann der Nutzen der Digitalisierung weiter vergrößert werden.
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Handlungsansätze: 
Ländliche Mobilität 
gemeinsam gestalten

Die  Bereitstellung von Mobilität stellt viele Regionen im ländlichen Raum vor große Herausforderun-
gen. Aufgrund kleinteiliger Siedlungsstrukturen und geringer Bevölkerungsdichte reicht die Nach-
frage oftmals nicht aus, um qualitativ hochwertige Angebote im öffentlichen Personennahverkehr 
realisieren zu können. Die Herausforderung liegt darin, wirtschaftlich tragfähige und bedarfsgerech-
te öffentliche Mobilitätsangebote zu entwickeln. Bevölkerungsrückgang und Alterung führt gleich-
zeitig zur weiteren Zentralisierung von Dienstleistungen und Infrastrukturen. Die Abhängigkeit vom 
privaten Pkw ist in der Folge sehr hoch – was auch Ergebnis eines Mobilitätsparadigmas ist, das seit 
Jahrzehnten auf individuelle Mobilität und den Ausbau einer entsprechenden (Straßen-) Infrastruktur 
ausgerichtet ist.

Kleinteilige Siedlungsstrukturen als Herausforderung

Mobilität bedeutet Zugang zu Arbeit, zu Schule 
und Bildungseinrichtungen, zur täglichen Ver-
sorgung, zu sozialen Diensten, zu Reise- und 
Freizeitmöglichkeiten, zu sozialen Kontakten 
und zu Informationen – sie spielt daher eine ent-
scheidende Rolle für soziale Teilhabe und Inter-
aktion. Der Aufbau neuer, langfristig tragfähiger 
Mobilitätsstrukturen für alle Bürgerinnen und 
Bürger ist eine wichtige Aufgabe für lokale und 
regionale Gebietskörperschaften. 

Kommunales Mobilitätsmanagement kann dabei 
helfen, die Anforderungen und Interessen ver-
schiedener Akteure zu koordinieren und auszu-
gleichen. Es kann dazu beitragen, neue Allianzen 
für Erreichbarkeit und Mobilität im ländlichen 
Raum zu bilden und die Zusammenarbeit zwi-
schen öffentlichen und zivilgesellschaftlichen 
Akteuren fördern. Durch solche Kooperationen 
und Netzwerke können Synergieeffekte sinn-
voll genutzt werden, und neue und vielleicht un-
gewöhnliche Partnerschaften können – unter 
Berücksichtigung der lokalen Gegebenheiten – 
nachhaltige Veränderungen bewirken.



33

Zukunftsorientierte Mobilitätsmodelle sind 
bedarfsorientiert

Ein öffentlicher Nahverkehr mit festgelegten 
Streckenführungen und Fahrplänen, der häufig 
auch noch auf den Schülerverkehr ausgerichtet 
ist, wird den Mobilitätsbedürfnissen der Men-
schen in ländlichen Regionen oftmals nicht ge-
recht. Planungen für neue Angebote müssen 
sich an den tatsächlichen Anforderungen der 
Menschen orientieren und die spezifischen Be-
dürfnisse verschiedener sozialer Gruppen wie 
älterer Menschen, Kinder und Jugendlicher be-
rücksichtigen.

Es gibt für die Organisation des Verkehrs in länd-
lichen Gebieten mit geringer Nachfrage bereits 
eine Vielzahl von Lösungen, die klassische An-
gebote des öffentlichen Verkehrs ergänzen und 
teilweise auch ersetzen können. Dabei sind er-
folgreich etablierte Mobilitätsmodelle in einer 
Region nicht automatisch auch in anderen Regi-
onen erfolgreich. 

Um passende Angebote zu schaffen, ist es wich-
tig zu verstehen, welche Vorbehalte vor Ort ge-
gebenenfalls vorhanden sind. Manchmal sind die 
Gründe nicht auf den ersten Blick ersichtlich – 
ältere Menschen zögern vielleicht, einen Bus für 

eine persönliche Fahrt anzufragen, für andere ist 
vielleicht das Auto nach Abwägung individueller 
Vor- und Nachteile weiterhin die bessere Wahl. 
Auch negative Erfahrungsberichte helfen her-
auszufinden, ob die Bedürfnisse der Menschen 
möglicherweise missverstanden werden, oder ob 
neben Pull-Faktoren zusätzliche Push-Faktoren, 
wie weniger oder teurere Parkplätze, erforderlich 
sind, um das Mobilitätsverhalten nachhaltig zu 
verändern.

Rufbus- und On-Demand-Systeme als flexible 
Mobilitätsmodelle

Im Landkreis Rostock, im Landkreis Schleswig-
Flensburg und in der Region Alentejo werden 
mit dem Rufbus Rubi, dem Smarten DorfS-
HUTTLE und „Transporte a Pedido“ bereits Er-
fahrungen mit unterschiedlichen Rufbus- und 
On-Demand-Systemen gesammelt, bei denen in-
dividuelle Fahrten mit Kleinbussen angefordert 
werden können.

Dabei kann es ein Vorteil solcher Dienste im Ver-
gleich zu linien- und fahrplanbasierten Verkeh-
ren sein, dass ein Teil der Kosten nur dann an-
fällt, wenn der Dienst tatsächlich genutzt wird. 
Allerdings ist auch hier eine Mindestanzahl von 
Fahrten notwendig, um ein tragfähiges System 
zu etablieren.

Ein Beispiel ist der Bürgerbus Boxberg im Land-
kreis Görlitz, der in einer Pilotphase eine feste 
Route zwischen allen 18 Ortsteilen der Gemein-
de und den nächstgelegenen Bahnhöfen bedient 
hat. Er verkehrte einmal pro Woche als Ergän-
zung zum regulären Busverkehr mit vier zusätz-
lichen Buslinien und zwei Kleinbussen, die für 
die Fahrgäste kostenlos waren. Die Erfahrungen 
aus der Pilotphase werden genutzt, um Nachfol-
geprojekte für lokale Mobilitätsangebote auf den 
Weg zu bringen.

Smartes DorfSHUTTLE im Landkreis Schleswig-Flensburg
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Die Region Alentejo: On-Demand-Service in 
besonders dünn besiedelter Region

Die Region Alentejo ist ein besonders dünn besie-
deltes Gebiet, in dem der Transportbedarf nicht 
effizient durch öffentliche Linienverkehre mit 
festen Fahrplänen und Routen gedeckt werden 
kann. Der On-Demand-Service „Transporte a Pe-
dido“ ergänzt daher die Verkehrsangebote dort, 
wo sie nicht vorhanden oder unzureichend sind.

Die Fahrtkosten werden zwischen den Gemein-
den und den Nutzerinnen und Nutzern aufge-
teilt. In einer Pilotphase, an der acht Gemein-
den beteiligt sind, basiert das Konzept auf zwei 
Hauptkomponenten: einer elektronischen Platt-
form für die Verwaltung und die Routenplanung 
und einem telefonischen Anmeldungs- und Re-
servierungsdienst. Die elektronische Plattform 
verfügt über einen Bereich mit freiem Zugang, 
dem Front Office, und einen Bereich mit be-
schränktem Zugang, dem Back Office. Über das 
Backoffice können die Gemeinden die Strecken, 
Haltestellen, Fahrpläne und Tarife verwalten und 
die Nutzung überwachen und damit Daten über 
Anzahl der Fahrten, Gesamtkilometer und Ge-
samtkosten sammeln. Über das Frontoffice erhält 
die Öffentlichkeit Zugang zu Informationen über 
Strecken, Haltestellen, Fahrpläne und Tarife, Bu-
chungsmodalitäten, häufig gestellte Fragen und 
andere Informationen. Über den telefonischen 
Anmeldungs- und Reservierungsdienst, der in 
der Pilotphase die einzige Möglichkeit der Bu-
chung darstellt, werden alle Buchungsanfragen 
registriert, geprüft und bestätigt. 

Mobilitätsknotenpunkte als ansprechende 
öffentliche Orte gestalten

Das Land Vorarlberg setzt auf Gestaltung, Wie-
dererkennung und Kontinuität, um die Attrakti-
vität des öffentlichen Verkehrs – und insbeson-
dere des Buslinienverkehrs – zu erhöhen und 
die Zugänglichkeit der Angebote zu verbessern. 
Für die Region wurde eine gemeinsame Design-
sprache entwickelt, um die Identifikation zu er-
höhen und die Orientierung zu vereinfachen. 
Das intuitive Leitsystem besteht aus einer klaren 
Farbgestaltung für Stadtbusse und überregionale 
Buslinien, das auch auf die Gestaltung von Hal-
testellen und Fahrplänen übertragen wurde. So 
können sowohl Einheimische als auch Gäste sehr 
einfach erkennen, welche Buslinie sie nutzen 
müssen, um ihr Ziel zu erreichen. 

Ein wichtiger Imagefaktor ist auch die Gestal-
tung von Bahnhöfen und Haltestellen als Zu-
gangs- und Umsteigepunkte des öffentlichen 
Verkehrs. So werden im Land Vorarlberg Mo-
bilitätsknotenpunkte an wichtigen ländlichen 
Bahnhöfen, die das Rückgrat des Mobilitätssys-
tems bilden, als qualitätvolle öffentliche Räume 
gestaltet. Aspekte der Siedlungsentwicklung und 
der verschiedenen Mobilitätsarten werden dabei 
zusammengedacht, um die Menschen zu moti-
vieren, vom Auto auf andere Verkehrsmittel um-
zusteigen. Bahnhöfe und Haltestellen werden so 
zu ansprechenden öffentlichen Orten, an denen 
sich die Menschen wohlfühlen.

Gestaltung Bahnhof in Feldkirch, Vorarlberg 

Vorarlberger Verkehrsbund, Stadtbus und Landbus 
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Alternative Mobilität durch bürgerschaftliches 
Engagement 

In der „Regio Im Walgau“ wird das Konzept „Rad-
fahren ohne Alter“ umgesetzt. Dabei können äl-
tere Menschen einen kostenlosen Mobilitäts- 
und Ausflugsservice durch die Mitnahme auf 
Lastenrädern oder Rikschas in Anspruch neh-
men. Der Service wird von einem Netzwerk von 
Freiwilligen organisiert, wobei die Räder auch für 
private Fahrten gemietet werden können. Auch 

hier waren eine gezielte Ansprache und Kom-
munikation mit der Zielgruppe notwendig, um 
sie zu überzeugen, das Angebot zu nutzen. Be-
sonders in den ländlichen Gebieten der Region 
ist der Dienst inzwischen sehr beliebt, und neue 
Freundschaften und Netzwerke sind über die Ge-
nerationen hinweg entstanden. Ältere und weni-
ger mobile Menschen können neben der Erfül-
lung von Mobilitätsbedürfnissen auf diese Weise 
die Natur wieder erleben und gewinnen ein gro-
ßes Stück Lebensqualität zurück.

Rikscha Fahrt 
RadelnohneAlter

Lessons learned:
• Mobilitätsangebote auf Mobilitätsbedürfnisse abstimmen: Unterschiedliche gesellschaftliche Grup-

pen haben unterschiedliche Mobilitätsbedürfnisse. Es lohnt sich, beim Aufbau neuer Mobilitätsange-
bote genau hinzuschauen und mit Nutzerinnen und Nutzern in einen engen Dialog und Austausch 
einzutreten.

• Möglichkeiten der Digitalisierung nutzen: Zukunftsfähige Mobilitätsdienste in ländlichen Räumen 
sind bedarfs- und nachfrageorientiert, digital, vernetzt und datengesteuert. Mobilfunkdaten können eine 
strategische Mobilitätsplanung unterstützen und dabei helfen, Mobilitätsmuster besser zu verstehen.

• Mobilität und Raumentwicklung zusammendenken: Integrierte Handlungsansätze der Mobilitäts- 
und Siedlungsentwicklung unterstützen die Nutzung öffentlicher Verkehrsangebote, ebenso wie die 
hochwertige Planung öffentlicher Räume.

• Ein langer Atem ist wichtig: Neue Mobilitätsangebote brauchen Zeit, um akzeptiert zu werden. Sie 
müssen durch aktive Kommunikation und niedrigschwellige Möglichkeiten des Einstiegs unterstützt 
werden – insbesondere, wenn auch neue Nutzergruppen aktiviert werden sollen.
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Empfehlungen für 
eine kooperative 
Regionalentwick-
lung
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Ländliche Regionen, die aufgrund ihrer Lage oder sozioökonomischer und demografischer Transforma-
tionsprozesse strukturelle Defizite entwickelt haben, werden oft als „strukturschwach“ oder „benachtei-
ligt“ bezeichnet. In manchen Fällen werden hiermit implizit ein eingeschränkter Handlungsspielraum 
und ein passives Hinnehmen einer Abwärtsspirale suggeriert. Dieses Narrativ wird durch viele lokale 
Prozesse und Initiativen widerlegt und zeigt sich daher als unzutreffend und überholt. 

Ländliche Regionen der Pilotaktion und darüber hinaus agieren 
als proaktive Regionen, die über Expertise, Kooperation und En-
gagement trotz eingeschränkter Ressourcen Vieles voranbringen. 

Die Aktivierung der Zivilbevölkerung und stär-
kere Zusammenarbeit soll dabei nicht die Steu-
erungs- und Lenkungsfunktion der öffentlichen 
Hand ersetzen oder die Verantwortung für kom-
munale Pflichtaufgaben verlagern. Eine koope-
rative Regionalentwicklung aktiviert und fördert 
die Kooperation und das Gemeinschaftsge-
fühl der Bürgerinnen und Bürger vor Ort, bietet 
Raum für neue Akteurskonstellationen zwischen 
öffentlicher Verwaltung, Wirtschaft und Zivilge-
sellschaft und benötigt eine enge Verzahnung der 
Fachbehörden. Die dadurch erzeugte Dynamik 
stärkt nicht nur das „Wir-Gefühl“, sondern er-
möglicht gleichermaßen eine verbesserte Wahr-
nehmung lokaler Problemlagen, das Überbrü-
cken von Kapazitätsengpässen und damit eine 
erleichterte Umsetzung von Maßnahmen zur Si-
cherung der Daseinsvorsorge. Um diese Prozesse 
effektiver zu unterstützen, gilt es auch auf staat-
licher und regionaler Ebene finanzielle Anreize 
und administrative, strategische und planerische 
Rahmenbedingungen zu verbessern. Hierzu hat 
die Pilotaktion eine Vielzahl von praktischen An-
sätzen und Beispielen zusammengebracht, die 
nachfolgend zu „Lessons learned“ zusammenge-
fasst werden.

EINE KOOPERATIVE 
REGIONALENTWICKLUNG

... aktiviert und fördert die Kooperation und 
das Gemeinschaftsgefühl der Bürgerinnen 
und Bürger vor Ort.

... bietet Raum für neue Akteurskonstella-
tionen zwischen öffentlicher Verwaltung, 
Wirtschaft und Zivilgesellschaft.

… benötigt eine enge Verzahnung der Fach-
behörden.
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Beteiligung und Aktivierung der lokalen Bevölkerung 

Die lokale Bevölkerung muss in Transformati-
onsprozesse involviert werden, und ihre Bedürf-
nisse und Lebenswirklichkeiten müssen in Pla-
nungen berücksichtigt werden. Dies kann ein 
langwieriger Prozess sein, der durch Partizipa-
tions- und Informationsverfahren realisiert wird. 
Solche Vernetzungsprozesse sollten in der Ent-
wicklung gemeinsamer informeller Strategien 
für die Transformation der (Teil-) Region resultie-
ren, um die Entwicklung vor Ort und die Zusam-
menarbeit aktiv zu anzuleiten:

• Orte der Begegnung schaffen: Das Zusammen-
bringen von Menschen und ihren Ideen braucht 
Orte, an denen Konzepte aktiv und gemein-
schaftlich entwickelt werden können. Die Er-
richtung und konzeptionelle Bespielung leicht 
zugänglicher und für alle nutzbarer Orte sollte 
auch in Förderprogramme auf nationaler oder 
regionaler Ebene aufgenommen werden. 

• Community Managerinnen und Manager 
(„Dorfkümmernde“) unterstützen die Verbes-
serung der wirtschaftlichen, sozialen und kul-
turellen Situation vor Ort. Als neutrale und 
vertrauensvolle Ansprechpartnerinnen 
und Ansprechpartner bilden Sie das ver-
mittelnde Bindeglied zwischen den An-
liegen der Menschen vor Ort und zu-
ständigen Behörden, Fachämtern und 
weiteren Akteuren. Vielerorts werden 
diese Tätigkeiten ehrenamtlich aus-
geführt. Eine langfristige, aber niedrig-
schwellige Förderung von Community 
Managerinnen und Managern kann dabei 

eine große Hebelwirkung für die Maßnahmen-
entwicklung zur Daseinsvorsorge vor Ort er-
zeugen.

• Kommunikation neuer Maßnahmen: Die 
Wissensdefizite oder die Hemmschwelle für 
die Nutzung neuer Angebote, zum Beispiel für 
Nahversorgung oder alternative Mobilitätsan-
gebote, ist im ländlichen Raum meist hoch. An-
gebote müssen daher aktiv in die Nutzung ge-
bracht werden. Dies erfordert Marketing- und 
Kommunikationsarbeit und ein aktives Zuge-
hen auf Bürgerinnen und Bürger, Unternehmen 
oder öffentliche Einrichtungen. Neue Formen 
der digitalen Kommunikation, wie spezielle 
Apps oder soziale Medien, bieten hierfür effek-
tive und wichtige Ergänzungen.

„Die Wahrnehmung und Berück-
sichtigung der Interessen und Bedürf-

nisse der Menschen vor Ort sind besonders 
wichtig. Es braucht unbedingt Akteure, die in den 
Gemeinden aktiv sind. Die Förderung des Zusam-
mentreffens und des Erfahrungsaustauschs ist ein 

wichtiger Baustein, den die Regionalplanung zum Bei-
spiel mit dem Instrument der informellen Planung 

unterstützen kann.“ 

Sebastian Constien,  
Landrat des Landkreises Rostock 
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Anpassung administrativer Aufgaben, Rollenverständnis 
und Kapazitäten in der Verwaltung 

Die Bewältigung aktueller Herausforderun-
gen und der Wandel zu einer proaktiven Region 
braucht einen sinnvollen Methoden- und Maß-
nahmenmix. Die Erarbeitung gemeinsamer Maß-
nahmen und Strategien für künftige Entwicklun-
gen und die Aktivierung und Zusammenarbeit 
mit verschiedenen lokalen Akteuren muss auch 
in Form von interkommunaler Zusammenarbeit 
erfolgen, um kleinteilige Insellösungen zu ver-
meiden und Kräfte und Kapazitäten sinnvoll zu 
bündeln. Um dies zu ermöglichen, bedarf es auf 
administrativer Ebene der Anpassung von Aufga-
ben, Rollenverständnis und Kapazitäten:

• Verwaltungsinterne Bündelung von Ämtern: 
Integrierte Maßnahmen auf lokaler Ebene er-
fordern die Einbindung verschiedener Ämter 
und administrativer Ebenen. Um Ideen und 
Maßnahmen auf lokaler Ebene schneller um-
setzen zu können, sollten auch Verwaltungs-
strukturen auf überörtlicher Ebene integriert 
arbeiten (One-Stop Shop). Thematische Kompe-
tenzstellen, in denen bereits eine Vernetzungs-
arbeit auf Ebene der regionalen und lokalen 
Verwaltungen erfolgt, erleichtern nicht nur eine 
schnellere Abstimmung zwischen Fachämtern, 
sondern können zugleich auch Informationen 
über Projekte und Fördermöglichkeiten leichter 
an die Akteure vor Ort übermitteln. Durch fes-
te Ansprechpersonen kann zudem eine bessere 
Vertrauensbasis aufgebaut werden.  

• Harmonisierung und Ergänzung von adminis-
trativen Zuschnitten: Die Zuständigkeiten für 
die Sicherung der Daseinsvorsorge sind auf ver-

schiedenen Ebenen klar definiert. In der Praxis 
führt dies aber auch dazu, dass Synergien nur 
schwer aktiviert werden können. Übergreifende 
Datenerhebungen, Bedarfsanalysen o. ä. können 
synergetische Effekte zwischen den formal zu-
ständigen Stellen erleichtern. Auch in der För-
derung bieten sich Möglichkeiten von Syner-
gien. Nicht nur können europäische, nationale 
und Landesprogramme für investive Maßnah-
men gebündelt werden, um ein größeres Pro-
jektvolumen zu hebeln. Synergien ergeben sich 
auch durch das Untersetzen „weicher“ Maßnah-
men von nationalen Förderprogrammen, bei-
spielsweise durch regionale Austauschnetzwer-
ke von Antragstellenden oder der fachlichen 
Unterstützung von Landesebene. 

• In Köpfe investieren: Eine der größten Heraus-
forderungen für fast alle dünn besiedelten Regi-
onen ist der zunehmende Mangel an qualifizier-
tem Personal in den öffentlichen Verwaltungen. 
Für die Sicherung attraktiver Arbeitsplätze be-
darf es zunehmend auch regionaler und natio-
naler Initiativen. Vernetzungs- und Marketing-
initiativen zwischen den Orten der Ausbildung 
und ländlichen Kommunen, die Einbindung 
regionaler Agenturen und Vernetzungsstellen, 
Personalaustausch- und Leihprogramme zwi-
schen Verwaltungsmitarbeitenden aus größe-
ren Städten und ländlichen Regionen sind mög-
liche Maßnahmen, um Defizite zu beheben und 
junge Absolventinnen und Absolventen gezielt 
anzusprechen und anzuwerben.
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Weiterentwicklung von Planungssystemen

Durch Öffnungs- und Experimentierklauseln 
oder durch Pilotaktionen und Versuchslabore 
können Freiräume geschaffen werden, um Inno-
vationen auch auf der Ebene von Planungssys-
temen zu testen. Innovationen müssen belohnt 
werden, und es müssen entsprechende Rahmen-
bedingungen geschaffen werden, um Neues aus-
zuprobieren:

• Mut zu Flexibilität im Planungssystem: Wenn 
herkömmliche Instrumente der Planung in der 
Daseinsvorsorge nicht mehr greifen, um eine 
aktive Transformation von Regionen zu unter-
stützen, sollte in der planerischen Praxis eine 
Flexibilisierung – bis hin zum vorübergehenden 
Aussetzen – rechtlicher Vorgaben und Regula-
rien in Betracht gezogen werden. Dies gilt bei-
spielsweise für die Definition der Versorgungs-
funktionen von Orten, die zum Beispiel der 
Nahversorgung dienen, und formal nicht vorge-
sehen sind. Experimentierklauseln können die 
Umsetzung von Pilotprojekten ermöglichen, die 
auch mal scheitern dürfen. 

• Anpassen der Planungssysteme an digitale Re-
alität vor Ort: Planerische Vorgaben auf lokaler 
oder regionaler Ebene sollten nicht zu Wider-
sprüchen mit den Möglichkeiten der Digitali-
sierung führen. Dienstleistungen beispielsweise 
in der Gesundheits- oder Nahversorgung ste-
hen durch die technischen Möglichkeiten nicht 
mehr ausschließlich in zentralen Orten zur Ver-
fügung. Es sollten auf nationaler und regiona-
ler Ebene digitale Strategien für die räumliche 
Entwicklung erarbeitet und technische und 
planerische Standards entwickelt werden, die 

lokal angewendet werden können. Ziel sollte es 
sein, räumlich inkompatible Insellösungen von 
innovativen Versorgungsangeboten zu verhin-
dern.

• Datenerhebung für ein besseres Gesamtbild: 
Handlungsnotwendigkeiten werden in der Re-
alität nicht immer adäquat wahrgenommen. 
Um für Defizite in der Daseinsvorsorge zu sen-
sibilisieren, braucht es aktuelle und kleinräumi-
ge Daten zum Beispiel zur Bevölkerungs- und 
Nachfrageentwicklung. Evidenzbasierte Studi-
en und Erhebungen können die Argumentati-
on erleichtern und ein besseres Bild der Aus-
gangssituation vermitteln, wenn es darum geht, 
Entscheidungstragende sowie Planerinnen und 
Planer von konkreten Maßnahmen zu überzeu-
gen. Die Nutzung von Daten ist aber auch eine 
wichtige Grundlage, um einen Dialog mit der 
Politik und der Bevölkerung zu beginnen. Dabei 
ist es hilfreich, wenn die Argumentation nicht 
nur aus einer bestimmten sektoralen Perspek-
tive (Gesundheit oder Mobilität) gesehen wird, 
sondern aus einer integrierten Gesamtperspek-
tive, in der das räumliche Zusammenspiel ver-
schiedener Sektoren erfolgt.
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Förderprogramme auch für Kommunen mit 
wenigen Kapazitäten zugänglich machen 

Ein wesentliches Merkmal zur Verbesserung der 
Handlungsfähigkeit vor Ort ist die zielgerichte-
te Unterstützung durch Förderprogramme. Ne-
ben den thematischen Fördertatbeständen gilt es, 
insbesondere auch integrierte und ortsbezogene 
Ansätze zu berücksichtigen. Besonders kleinere 
Kommunen im ländlichen Raum stehen oftmals 
einer Vielzahl an investiven Programmen und 
deren Anforderungen gegenüber, deren struktu-
relle Voraussetzungen nicht immer erfüllt wer-
den können. Beispielsweise fehlen integrierte 
Konzepte, die als strategische Fördervorausset-
zung vorhanden sein müssen, oder notwendige 
Akteurskonstellationen existieren noch nicht, 
oder nur in unzureichendem Maße:

• Nicht nur investive Maßnahmen, sondern 
auch Prozesse fördern: Bereits unkomplizierte 
und flexible niedrigschwellige Förderangebote 
können eine Hebelwirkung haben und Koope-
rationsprozesse in Gang setzen. Für große in-
vestive Programme, die auf bestimmte investive 
Ergebnisindikatoren ausgerichtet sind, fehlt in 
kleinen Kommunen oftmals die technische Un-
terstützung. Technische Unterstützung durch 
vorbereitende Programme, in denen beispiels-
weise die strategische Erarbeitung integrierter 
räumlicher Konzepte gefördert wird, ein finan-
zieller Bonus für problembezogene interkom-
munale Kooperationen oder die Unterstützung 
von Abstimmungsprozessen für interkommu-
nale Partnerschaften können gute Anreize für 
den Aufbau gemeinsamer Prozesse liefern.

• Enge Vorgaben von Förderlogiken aufbrechen: 
Innovative Maßnahme benötigen auch innova-

tive Formen der Finanzierung. Manche Maßnah-
men, in denen verschiedene Themen gebündelt 
werden, entsprechen nicht immer der Förder-
logik regionaler oder nationaler Entwicklungs-
programme. Damit diese nicht durch das Raster 
fallen, gilt es auch auf nationaler oder regionaler 
Ebene Förderprogramme so auszugestalten, dass 
auch innovative Maßnahmen, zum Beispiel im 
Zusammenwirken von Kultur- und Wirtschafts-
förderung, unterstützt werden können. 

• Förderprogramme auf überörtlicher Ebene 
bündeln: Die Bündelung unterschiedlicher För-
dermaßnahmen für Projekte vor Ort erfolgt 
oftmals auf der lokalen Ebene. Damit verbun-
den sind jedoch oftmals unterschiedliche Fris-
ten, Prüfanforderungen o. ä., mit denen kleinere 
Kommunen schnell überfordert sind. Um hier 
Erleichterungen herbeizuführen, können För-
derprogramme bereits auf nationaler oder re-
gionaler Ebene gebündelt werden. Ansätze wie 
„Das gesamtdeutsche Fördersystem für struk-
turschwache Regionen“ haben für mehr Über-
sichtlichkeit gesorgt, ohne aber zu wesentlichen 
Vereinfachungen für Nutzerinnen und Nutzer 
zu führen.  

• Langzeitunterstützung und ortsbezogene 
Projekte: Neben kurzfristigen, niedrigschwel-
ligen ad-hoc Maßnahmen gilt es insbesonde-
re auch langfristige Investitionsprogramme 
und Unterstützungsmaßnahmen anzubieten. 
Förderprogramme und Maßnahmen, die über 
mehrere Programmperioden aufeinander auf-
bauen, bieten den Akteuren vor Ort mehr Pla-
nungssicherheit.

Better Promote – eine 
Reise durch die Förder-
landschaft:

https://www.region-gestalten.bund.de/Region/DE/vorhaben/better-promote/BetterPromote.html
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Stärkung der 
territorialen 
Dimension in 
EU-Politik-
ansätzen
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Die Stärkung der Vitalität und der Anpassungsfähigkeit ländli-
cher Räume an überregionale Entwicklungen und strukturelle 
Veränderungen ist eine zentrale Aufgabe nicht nur für nationale 
und regionale Verantwortungstragende. Auch auf europäischer 
Ebene bedarf es langfristiger Initiativen, um den gesellschaft-
lichen Zusammenhalt und die territoriale Kohäsion auf allen 
Ebenen zu unterstützen. 

Die Europäische Kommission hat 2022 im achten 
Kohäsionsbericht festgestellt, dass sich die Kon-
vergenz zwischen den Mitgliedstaaten beschleu-
nigt. Die regionalen Unterschiede innerhalb der 
wirtschaftlich wachsenden Mitgliedstaaten ha-
ben jedoch zugenommen. Diese Entwicklung 
wird in den kommenden Jahren von einem zu-
nehmenden Alterungsprozess und einer Abnah-
me der Bevölkerung verstärkt. 

34 % → 51 %

Die Ergebnisse der Pilotaktion zeigen, welche 
Beiträge durch proaktive Regionen geleistet 
werden können, um die Herausforderungen der 
wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Ko-
häsion in der Europäischen Union zu bewälti-
gen, und zum anderen bieten sie eine Vielzahl an 
Lösungsansätzen, Beispielen und Maßnahmen. 
Die Unterstützung lokaler Verantwortungsge-
meinschaften auf der Grundlage niedrigschwel-
liger Förderangebote sollte folglich auch in EU-
Programmen verstärkt aufgegriffen und in ihrer 
räumlichen Dimension adäquat berücksichtigt 
werden. 

2020 lebten 34 Prozent der EU-Bevölkerung in 
einer schrumpfenden Region. Dieser Anteil wird 
den Projektionen des achten Kohäsionsberichtes 
zufolge auf 51 Prozent im Jahr 2040 steigen. 
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Dabei sind vor dem Hintergrund der gemeinsa-
men Erfahrungen im Rahmen der Pilotaktion 
„A future for lagging regions“ folgende Aspekte 
von besonderer Bedeutung: 

• Globale wirtschaftliche, gesellschaftliche und 
ökologische Trends sowie technologische Ent-
wicklungen entfalten für jede Region indi-
viduelle Potenziale und Entwicklungen. EU-
Förderung muss daher auf unterschiedliche 
räumliche Komponenten und Faktoren indivi-
duell reagieren können. Der Erhalt und die Wei-
terentwicklung ortsspezifischer Förderansätze 
sind daher von außerordentlicher Bedeutung, 
um die jeweiligen besonderen Herausforderun-
gen strukturschwacher ländlicher Regionen 
richtig abbilden zu können.   

• Die strukturelle Entwicklung und die Unter-
stützung auch kleinräumiger Strukturen der 
Daseinsvorsorge vor dem Hintergrund des de-
mografischen Wandels sollten klarer in zukünf-
tigen EU-Förderperioden abgebildet werden. 
Dabei sollten Förderprioritäten von sektoralen 
und spezifischen Ansätzen stärker zu integrier-
ten Ansätzen umgestaltet werden. Das raum-
entwicklungsrelevante politische Ziels 5 „ein 
bürgernäheres Europa“ der EU-Strukturfonds 
sollte hierbei auch nach 2027 eine Rolle spielen. 
Es steht in direktem Bezug zu den Zielen der 
Territorialen Agenda 2030.

• Entscheidend ist die Kompaktheit und einge-
spielte Prozesse bestehender Fonds zu erhal-
ten. Eine immer stärkere Diversifizierung der 
Förderlandschaft in unterschiedliche Förder-
töpfe, wie Sonder- und Krisenfonds, führt zur 
Überforderung besonders kleinere Kommunen. 
Zielführender wäre eine prozentuale Zweckbin-
dung für räumliche Fragestellungen der beste-
henden Fonds. 

• Damit der Kohäsionsgedanke europäischer 
Förderpolitik wirksam gelebt werden kann, 
müssen auch kleinere Gemeinden mit gerin-
geren Personalkapazitäten in der Lage sein, 
Förderung zu beantragen und Projekte umzu-
setzen. Die Förderung von Stadt-Land-Partner-
schaften und Ansätzen der interkommunalen 
Zusammenarbeit hat sich in der Vergangenheit 
bewährt. Zugleich ist die Förderung interkom-
munaler Zusammenschlüsse kein Selbstzweck 
– sie muss auch weiterhin auf klaren Bedarfen 
und Projekten beruhen.

• Bevor investive Maßnahmen umgesetzt wer-
den können, müssen diese vorbereitet wer-
den. Daher müssen durch EU-Förderung auch 
nichtinvestive Maßnahmen, wie die Erarbei-
tung von Strategien und integrierten Entwick-
lungskonzepten, der Aufbau von Akteursstruk-
turen und Verantwortungsgemeinschaften 
abgedeckt werden. Nicht-investive Förderpro-
gramme wie zum Beispiel die transnationa-
le Zusammenarbeit im Rahmen von Interreg 
B oder komplementäre nationale Förderpro-
gramme können hier wertvolle Ergänzungen 
bieten, um den Aufbau aktivierender Maßnah-
men und Strukturen auch in ländlichen Gebie-
ten zu unterstützen. Investive und nicht-inves-
tive Förderprogramme sollten entsprechend 
nicht nur thematisch, sondern auch strukturell 
miteinander verknüpft werden. 
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Resümee zur Umsetzung 
der Pilotaktion 

Die Pilotaktion erwies sich als 
hilfreiches Umsetzungsinstru-
ment, um die Ziele der Territori-
alen Agenda bei Praktikerinnen 
und Praktikern sowie Entschei-
dungstragenden auf lokaler 
und regionaler Ebene zu ver-
ankern. Auf diese Weise ist es 
gelungen, die Sichtbarkeit und 
Bedeutung der TA 2030 zu er-
höhen. 

Das Dialogformat auf Augenhöhe mit EU-Kom-
mission, nationalen und regionalen Ministerien, 
Landkreisen bis hin zur Ebene der Gemeinden 
und das über mitgliedstaatliche Grenzen hinweg, 
ist in dieser kompakten Form ein großer Mehr-
wehrt, um Multi-Level-Governance zu leben. Die 
Pilotaktionen können sowohl für die EU-Ebe-
ne als auch für die nationale Ebene als relevan-
ter Seismograph dienen, um eigene Initiativen, 
Maßnahmen und Förderprogramme weiterzu-
entwickeln. 

Auf Ebene der teilnehmenden Regionen erwies 
sich der transnationale Austausch über gemein-
same Herausforderungen sowie Ansätze für Lö-
sungsmöglichkeiten als sehr hilfreich und führte 
auch zu bilateralen Kooperationen außerhalb der 
Aktivitäten im Rahmen der Partnerschaft. Die 
Förderung regionaler Maßnahmen ermöglichte 
es, Prozessinnovationen und Kooperationen in 
Gang zu setzten. 

Um das Instrument der Pilotaktionen weiterzu-
entwickeln, wird eine Evaluierung durchgeführt. 
Prozesse, Erwartungshaltungen und die Form 
der Zusammenarbeit, Ergebnisse und Zielstellun-
gen aus den Erfahrungen der ersten Generation 
der Pilotaktionen müssen einbezogen und wo 
erforderlich angepasst werden. Um die TA 2030 
weiter umzusetzen, braucht es eine dauerhafte 
programmatische Verankerung sowie ein klares 
politisches Engagement aller beteiligten Staaten 
und der Europäischen Kommission.
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Die Pilotaktionen 
mit deutscher 
Beteiligung 
der TA 2030 im 
Überblick
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Neben der deutschen Pilotaktion 
wurden weitere Pilotaktionen der 
TA 2030 mit deutscher Beteiligung, 
unter der Leitung weiterer 
europäischer Staaten,  
umgesetzt. 

Norwegische Pilotaktion: Die Bedeutung von 
Kleinstädten für die Regionalentwicklung

Die Pilotaktion „Small Places Matter“, unter der 
Leitung Norwegens, thematisierte die Rolle von 
Kleinstädten und Dörfern in der Realisierung in-
tegrierter territorialer Entwicklungsstrategien 
und in der Stärkung der interkommunalen Zu-
sammenarbeit. Ziel war es, Erkenntnisse zu der 
Bedeutung der Territorialen Agenda für klei-
ne Orte zu gewinnen und der Frage nachzuge-
hen, wie die Rolle kleinerer Orte und Städte als 
Ankerpunkte für ihre umliegenden Gebiete im 
Rahmen der territorialen Entwicklung gestärkt 
werden kann. Von deutscher Seite beteiligte sich 
die Kleinstadt Rodewisch in Sachsen. Aufbauend 
unter anderem auf Vorarbeiten im Rahmen der 
Kleinstadtakademie und des Regionalen Ent-
wicklungskonzepts (REK) für den Mittelzentralen 
Städteverbund „Göltzschtal“ wurden drei Teil-
projekte umgesetzt, bei denen jeweils die aktivie-
rende Einbindung der lokalen Bevölkerung im 
Vordergrund stand. Themenschwerpunkte waren 

die Spielplatzentwicklung, der Einsatz eines mul-
tifunktionalen Treffpunkts und die Belebung des 
Stadtzentrums durch einen flexibel nutzbaren 
„Pop-up-Store“.

Stadt Rodewisch
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Luxemburgische Pilotaktion: Grenzüberschrei-
tende Raumplanung

Die Pilotaktion „Cross-border spatial planning” 
wurde von dem luxemburgischen Ministerium 
für Energie und Raumordnung ins Leben ge-
rufen, um einen Prozess des gegenseitigen Ler-
nens mit Partnern aus ganz Europa zu initiieren 
und Input für die strategische Orientierung des 
derzeit in Überarbeitung stehenden Raumord-
nungskonzepts zu erhalten. Als Teil des Prozes-
ses „Luxembourg in Transition“ arbeitete das 
Ministerium gemeinsam mit Akteuren aus lu-
xemburgischen and angrenzenden Regionen an 
einer territorialen Vision und Umsetzungsstra-

Pünderich, Rheinland Pfalz

tegie mit konkreten Projekten für eine dekar-
bonisierte und resiliente grenzüberschreitende 
funktionale Region. In Deutschland nahm das 
rheinland-pfälzische Landesministerium des In-
neren und für Sport als Partner der Pilotaktion 
teil. Unter anderem im Rahmen von Werkstatt-
gesprächen wurde ein intensiver Fachaustausch 
durchgeführt, um die Erfahrungen aus der Pilot-
aktion für die Landes- und Regionalentwicklung 
in Rheinland-Pfalz (und darüber hinaus) auszu-
werten. Dabei sind insbesondere die Erkennt-
nisse bezüglich des Umgangs mit grenzüber-
schreitenden funktionalen Räumen, die an den 
rheinland-pfälzischen Landesgrenzen bestehen, 
von großem Nutzen.
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Polnische Pilotaktion: Territoriale Folgenab-
schätzung sektoraler Politikmaßnahmen

Schwerpunkt der von Polen geleiteten Pilot-
aktion „Region-focused Territorial Impact As-
sessment (TIA)” war die Anwendung raumbe-
zogener Wirkungsanalysen zur Untersuchung 
der Auswirkung von Sektorpolitiken auf räum-
liche Disparitäten. Die Erkenntnisse der Analy-
se sollen dazu genutzt werden, um die Entwick-
lung zukünftiger Sektorpolitiken, zum Beispiel 
im Rahmen von Richtlinien oder Maßnahmen, 
zu unterstützen und somit die Bedürfnisse von 
Bürgerinnen und Bürgern sowie ortsspezifi-
sche Bedingungen besser zu berücksichtigen. Als 
deutscher Partner der Pilotaktion hat die Ge-
meinsame Landesplanung Berlin-Brandenburg 
eine Studie zu den Auswirkungen des Eisenbahn-
Ausbaus in der Grenzregion zu Polen anhand der 
Bahnlinie Berlin-Gorzów Wielkopolski („Ost-
bahn“) durchgeführt. Der partizipative und me-
thodisch innovative Ansatz der TIA erlaubte es, 
lokale Stakeholder im Rahmen von Workshops 
und Regionalkonferenzen einzubinden und die 
territorialen Auswirkungen des grenzüberschrei-
tenden Investitionsvorhabens auf die Bereiche 
Siedlungsentwicklung und Raumstruktur, Ge-
sellschaft und Soziales, Wirtschaftsentwicklung, 
Tourismus, Umwelt und Governance sehr an-
schaulich herauszuarbeiten. 

Ostbahnbrücke bei Küstrin-Kietz 

Schweizer Pilotaktion: Klimaschutz in Alpen-
städten 

Mit der Pilotaktion „Climate Action in Alpine 
Towns“ wurden unter Leitung des schweizeri-
schen Bundesamts für Raumentwicklung (ARE) 
in acht Alpenstädten Klimamaßnahmen umge-
setzt. Zentrales Anliegen dieser Pilotaktion war 
es, ein besseres Verständnis für die Rolle von 
Kleinstädten in Prozessen der nachhaltigen Ent-
wicklung in den Alpen zu erhalten und nachzu-
vollziehen, wie sie dahingehend weiter unter-
stützt werden können. Zu diesem Zweck wurde 
in einem Bericht der Einfluss der Alpenstädte auf 
die Regionen sowie der aktuelle Entwicklungs-
stand des Siedlungssystems untersucht. Dabei 
wurden fünf Szenarien erarbeitet, die neue Ent-
wicklungsmöglichkeiten für die Zukunft identi-
fizierten. Parallel dazu wurden Pilotaktivitäten in 
acht Städten unterstützt, unter anderem auch in 
der Stadt Sonthofen. Hier kam es in der Fußgän-
gerzone immer wieder zu Spannungen zwischen 
dem Fuß- und Radverkehr, die in einer Konflikt-
analyse genauer untersucht wurden. Die Analy-
se trug dazu bei, die Diskussion zu versachlichen 
und unterstützte so die weitere Umsetzung des 
örtlichen Radverkehrskonzepts. 

Mit dem Fahrrad durch die Sonthofer Innenstadt  
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